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Zweite Änderungsverordnung
zur 4. Verordnung zum Vollzug des Gesetzes 
über den Verkehr mit Milch, Milcherzeug­
nissen und Fetten und zur 5. Verordnung zum 

Vollzug des Milchgesetzes
Vom 30. November 1954

Auf Grund des Gesetzes über den Verkehr mit 
Milch, Milcherzeugnissen und Fetten (Milch- und 
Fettgesetz) vom 28. Februar 1951 (BGBl. I S. 137)
i. d. F. des Gesetzes vom 10. Dezember 1952 (BGBl. I 
S. 811) sowie auf Grund der §§ 37, 43, 52 und 54 
des Milchgesetzes (MG) vom 31. Juli 1930 (RGBl. I 
S. 421) i. d. F. des § 33 des Gesetzes über den Ver­
kehr mit Milch, Milcherzeugnissen und Fetten (MFG) 
i. d. F. vom 10. Dezember 1952 (BGBl. I S. 811) wird 
bestimmt:

Art. 1
Die 4. Verordnung zum Vollzug des Gesetzes über 

den Verkehr mit Milch, Milcherzeugnissen und Fet­
ten (Milch- und Fettgesetz) vom 21. Februar 1953 
(GVB1. S. 27) i. d. F. der Änderungsverordnung 
vom 26. April 1954 (GVB1. S. 89) wird wie folgt 
geändert:

1. Dem Artikel 3 Abs. 3 werden folgende Sätze 2, 
3 und 4 angefügt:

„Die mit einer Begründung versehenen An­
träge sind regelmäßig bei der Kreisverwaltungs­
behörde einzureichen, die sie nach entsprechen­
der Vorbehandlung und Anhörung der beteilig­
ten Wirtschaftskreise der Regierung vorlegt. Für 
die Genehmigung gelten Art. 5 Abs. 2, 3 und 4. 
Im Gebiete der Emmentalerkäserei ist die Re­
gierung ermächtigt, die Entscheidungsbefugnis 
auf die Kreisverwaltungsbehörden zu über­
tragen.“

2. Artikel 4 Abs. 2 Buchst, c erhält folgende 
Fassung:

,,c) an die im Erzeugerbetrieb wohnhaften 
Personen; als solche gelten nicht Insassen sowie 
Aufsichts- und Pflegepersonal von Kranken­
häusern, Altersheimen, Erziehungsanstalten, 
Strafanstalten und ähnlichen Einrichtungen, mit 
denen landwirtschaftliche Betriebe verbunden 
sind;“

3. Im Artikel 4 Abs. 3 erhalten Buchst, a und b 
folgende Fassung:

,,a) allgemein für alle Erzeugerbetriebe in 
Gemeinden, Ortschaften, getrennten Gemeinde­
teilen oder Stadtrandgebieten, in denen sich 
kein Milchhandelsgeschäft befindet;

b) auf Antrag für einzelne Erzeugerbetriebe 
in Gemeinden, Ortschaften, getrennten Gemein­
deteilen oder Stadtrandgebieten, in denen sich 
Milchhandelsgeschäfte befinden.“

4. Artikel 4 Abs. 3 Buchst, c wird gestrichen.
5. Artikel 4 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Voraussetzung der Zulassung der Aus­
nahme nach Abs. 3 ist
a) daß die allgemeine Trinkmilchversorgung 

nicht beeinträchtigt. wird — im Streitfälle 
entscheidet hierüber die zuständige Regie­
rung — und

b) daß auch die Voraussetzungen Zur Befreiung 
von der Bearbeitungspflicht nach der 5 Müch- 
verordnung gegeben sind.

Bei Ausnahmen nach Art. 3 soll die Abgabe­
berechtigung regelmäßig auf eine Abgabe an 
ortsansässige Einzelverbraucher (§ 2 Abs. 1 MG) 
beschränkt werden, soferne es sich nicht um 
eine Genehmigung an Anstalten nach Abs. 2 
Buchstabe c handelt.“

6. Artikel 5 erhält folgende Fassung:
„Art. 5

(1) Die Zulassung der unmittelbaren Abgabe 
von Milch nach Art. 4 Abs. 3 erfolgt
a) im Falle des Abs. 3 Buchst, a auf Antrag der 

Kreisverwaltungsbehörde durch allgemeine 
Verfügung der übergeordneten Regierung. 
Die Kreisverwaltungsbehörde hat vor dem 
Antrag die beteiligten örtlichen Wirtschafts­
kreise zu hören. In dem Antrag sind die 
allgemeinen Stallverhältnisse des zu be­
freienden Bereichs unter Beteiligung des Re­
gierungsveterinärrats gutachtlich darzulegen;

b) im Falle des Abs. 3 Buchst, b auf Antrag 
des Milcherzeugers durch Einzelgenehmigung 
der örtlich zuständigen Kreisverwaltungsbe­
hörde. Der Antrag ist zu begründen. Die 
Kreisverwaltungsbehörde entscheidet nach 
entsprechender Vorbehandlung und abschlie­
ßender Stellungnahme des Regierungsmol­
kereirats. Sie hat dabei auch die Stallver­
hältnisse des Antragstellers und die Auswir-
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kungen einer Genehmigung auf die allge­
meine Trinkmilchversorgung zu prüfen.

(2) Soll gemäß Abs. 1 die Genehmigung für 
eine Ausnahme erteilt werden, so hat die hier­
für zuständige Behörde zugleich über die Be­
freiung von der Bearbeitungspflicht zu ent­
scheiden.

(3) Die Genehmigung kann auf bestimmte 
Mengen oder Formen der Abgabe beschränkt 
sowie mit Auflagen oder Fristen erteilt werden. 
Sie kann widerrufen werden, wenn die Voraus­
setzungen für die Befreiung wegfallen oder die 
gesetzten Auflagen nicht erfüllt wurden oder 
eine Veränderung der allgemeinen Verhältnisse. 
dies erfordert.

(4) Gegen die Entscheidung der Kreisverwal­
tungsbehörde ist innerhalb von zwei Wochen 
Beschwerde an die Regierung, gegen die Erst­
entscheidung der Regierung innerhalb gleicher 
Frist Beschwerde an das Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu­
lässig.“

7. Im Artikel 6 werden die Abs. 1 und 2 gestrichen. 
Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden Abs. 1 und 2.

8. Im Artikel 7 ist der Klammerzusatz „(zu § 2 
MFG)“ zu ändern in „(zu §§ 2 und 3 MFG).“

9. Artikel 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Die in Verkehr gebrachte Trinkmilch muß 

mindestens 3,4 v. H. Fett entsprechend der „Bu- 
tyrometrischen Fettbestimmung (Säuremethode! 
in Milch — Grundlage Methode nach N. Gerber“ 
enthalten.“

10 Artikel 12 erhält folgende Fassung:
„Art. 12 

(zu § 13 MFG)
(1) Milcherzeuger dürfen die im eigenen Be­

trieb hergestellte Deutsche Landbutter ohne be­
sondere Kennzeichnung an Familienmitglieder, 
Betriebsangehörige, Altenteiler und Deputats­
empfänger abgeben.

(2) An andere als im Abs. 1 bezeichnete Per­
sonen darf der Milcherzeuger im eigenen Betrieb 
hergestellte Deutsche Landbutter nur mit aus­
reichender Kennzeichnung nach den Bestimmun­
gen des § 9 der Butterverordnung vom 2. 6. 1951 
(BAnz. Nr. 110) — Angabe der Handelsklasse, des 
Gewichtes, des Namens und des Wohnsitzes des 
Herstellers — abgeben. Die Kennzeichnung hat 
auf der zugelassenen Umhüllung (Pergament­
papier — § 14 Abs. 3 der Butterverordnung) mit 
Druck oder Stempelaufdruck zu erfolgen.

(3) In molkereimäßig erfaßten Gebieten ist die 
Abgabe nach Abs. 2 nur an Butter- und Käse­
schmelzwerke zulässig. In diesen Gebieten kön­
nen auch Butterhändler unter Beachtung der 
Kennzeichnungspflicht Deutsche Landbutter für 
die bezeiehneten Werke mit deren schriftlichem 
Auftrag aufkaufen.

(4) Jede Annahme von ungekennzeichneter, in 
bäuerlichen Betrieben hergestellter Deutscher 
Landbutter durch andere als die im Abs. 1 be- 
zeichneten Personen ist verboten.

(5) Betriebe, die zum Mischen von Deutscher 
Landbutter, die in landwirtschaftlichen Betrieben 
hergestellt wurde, zugelassen sind, haben die Be­
stimmungen des § 3 Abs. 1 der Verordnung über 
den Vollzug der Butterverordnung vom 20. 6. 1951 
(GVB1. S. 106) einzuhalten.

(6) Die Regierung kann Ausnahmen von der 
Bestimmung des Abs. 3 zulassen.“

11. Artikel 18 erhält folgende Fassung- 
„Art. 18 

(zu § 30 MFG)
Zuwiderhandlungen gegen diese Vollzugsver­

ordnung oder gegen die auf Grund dieser Be­

stimmungen durch die zuständigen Behörden ge­
troffenen Anordnungen, allgemeinen Weisungen 
oder Einzelverfügungen werden gemäß § 30 Abs. 1 
Ziff. 9 MFG nach den Strafbestimmungen des 

, Milch- und Fettgesetzes vom 28. Februar 1951 
(BGBl. I S. 135) i. d. F. vom 10. 12. 1952 (BGBl. I 
S. 811) und des Gesetzes zur weiteren Verein­
fachung des Wirtschaftsstrafrechtes (Wirtschafts­
strafgesetz 1954) vom 9. Juli 1954 (BGBl. S. 175) 
bestraft.“

Art 2
Die Fünfte Verordnung zum Vollzug des Milch­

gesetzes (MG) — Fünfte Milchverordnung (5. MV) — 
vom 18. Juni 1953 (GVB1. S. 83) i. d. F. der Ände­
rungsverordnung vom 26. April 1954 (GVB1. S. 90) 
wird wie folgt geändert:

1. Artikel 23 Abs. I Buchst, b Nr. 3 erhält folgende 
Fassung:

„3. an die im Erzeugerbetrieb wohnhaften Per­
sonen; als solche gelten nicht Insassen sowie Auf- 
sic-hts- und Pflegepersonal von Krankenhäusern, 
Altersheimen, Erziehungsanstalten, Strafanstalten 
und ähnlichen Einrichtungen, mit denen land­
wirtschaftliche Betriebe verbunden sind,“

2. Im Artikel 23 Abs. I Buchst, c wird der Hinweis 
„v. 21. 2. 1953 (GVB1. S. 27)“ gestrichen.

3. Im Artikel 24 Abs. I erhält Satz 1 folgende Fas­
sung:

„(I) Von der Vorschrift des Art. 22 MV kann 
allgemein eine Befreiung zugelassen werden für 
alle Erzeugerbetriebe in Gemeinden, Ortschaften, 
getrennten Gemeindeteilen oder Stadtrandge­
bieten, in denen sich kein Milchhandelsgeschäft 
befindet.“

4. Im Artikel 24 wird der Abs. III gestrichen (s. 
Ziff. 6).

5. Artikel 25 erhält folgende Fassung:
„Art. 25

(I) Von der Vorschrift des Art. 22 MV kann auf 
Antrag des Milcherzeugers für einzelne Erzeuger­
betriebe auch in Gemeinden, Ortschaften, ge­
trennten Gemeindeteilen oder Stadtrandgebieten, 
in denen sich Milchhandelsgeschäfte befinden, 
eine Befreiung erteilt werden.

(II) Voraussetzung der Befreiung ist, daß der 
Erzeugerbetrieb dem staatlich gelenkten, frei­
willigen Tuberkulosebekämpfungsverfahren an­
geschlossen und einer laufenden regelmäßigen 
tierärztlichen Überwachung unterstellt ist. Außer­
dem sind stets die Bestimmungen der §§ 3, 4, 6 
und 7 des MG sowie der §§ 3 und 4 der AV zu 
beachten. Ab L Januar 1958 ist eine Befreiung 
nur noch wirksam, wenn zu diesem Zeitpunkt 
der Tierbestand staatlich als tuberkulosefrei an­
erkannt ist.

(III) Der Tierhalter hat erstmals vor Erteilung 
der Befreiung und dann laufend vierteljährlich 
der Kreisverwaltungsbehörde eine Bescheinigung 
über die Ergebnisse der tierärztlichen Unter­
suchung (Abs. IV) vorzulegen. Ebenso hat er je­
weils die Befunde über die Ergebnisse der Probe­
untersuchungen an der zuständigen Staatlichen 
Veterinäruntersuchungsanstalt (Abs. V) der Kreis­
verwaltungsbehörde vorzulegen.

(IV) Als laufende regelmäßige tierärztliche 
Überwachung des Rinderbestandes gilt nur eine 
mindestens vierteljährliche Untersuchung auf 
Tuberkulose, auf Eutererkrankungen und alle 
sonstigen auf Menschen übertragbaren Tier­
krankheiten. Die Krankheiten, auf die sich die 
tierärztliche Untersuchung unbedingt erstrecken 
muß, sind:

1. Tuberkulose,
2. Infektion mit Bakterien der Enteritisgruppe,
3. Infektion mit Abortus Bang-Bakterien und
4. Gelber Galt.
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(V) Der überwachende Tierarzt hat folgende 
Proben an die .zuständige Staatliche Veterinär­
untersuchungsanstalt einzusenden:
1. Ausscheidungsproben bei klinisch tuberkulose­

verdächtigen Tieren,
2. bei der erstmaligen Untersuchung sowie zwei­

mal jährlich eine Sammelmilchprobe, die 
gleichzeitig auf Tuberkulose, Abortus Bang, 
Enteritiskeime und Gelben Galt zu unter­
suchen ist und

3. Verfolgungs- und Einzelproben bei positivem 
Befund der vorher eingesandten Proben.“

6. Die bisherigen Artikel 24 Abs. III und 25 Abs. III 
treten in der folgenden Fassung als neuer Art. 26 
an die Stelle des zu streichenden bisherigen 
Artikel 26.

„Art. 26
(I) In Gemeinden, Ortschaften, getrennten Ge­

meindeteilen oder Stadtrandgebieten ohne Milch­
handelsgeschäft (Art. 24 Abs. I MV) kann eine 
Abgabe von Milch unter der Befreiung der Be­
arbeitungspflicht nach Art. 22 MV auch Milch­
sammelstellen und Milchverarbeitungsstellen 
(Art. 20 und 35 Abs. II MV) erteilt werden, die 
berechtigt sind, einen beschränkten örtlichen Be­
darf an Trinkmilch oder entrahmter Trinkmilch 
zu decken (Art. 3 Abs. 3 der 4. WO zum MFG).

(II) In Gemeinden, Ortschaften, getrennten Ge­
meindeteilen oder Stadtrandgebieten mit Milch­
handelsgeschäften (Art. 25 Abs. I MV) kann auch 
diesen der Bezug und die Abgabe von Milch 
unter Befreiung von der Bearbeitungspflicht nach 
Art. 22 MV gestattet werden.

(III) Die Genehmigung nach Abs. I und II darf 
nur erteilt werden, wenn eine ordnungsgemäße 
Versorgung der Verbraucher mit molkereimäßig 
bearbeiteter Milch nicht sichergestellt werden 
kann.

(IV) Voraussetzung für die Genehmigung nach 
Abs. I und II ist, daß die Milch aus namentlich 
zu bezeichnenden Erzeugerbetrieben stammt, die 
einer laufenden regelmäßigen tierärztlichen 
Überwachung unterstellt (Art. 25 Abs. IV und V 
MV) und dem staatlich gelenkten, freiwilligen 
Tuberkulosebekämpfungsverfahren angeschlos­
sen sind (Art. 25 Abs. II und III MV) und daß 
die Milch gesondert aufbewahrt sowie deutlich 
als Rohmilch gekennzeichnet wird (Art. 27 MV). 
Soferne aus örtlichen Gründen die Erfüllung der 
im Satz 1 gestellten Anforderungen nicht mög­
lich erscheint, kann für Milchsammelstellen und 
Milchverarbeitungsstellen hievon durch die zu­
ständige Regierung nach Anhörung des Regie­
rungsmolkereirats, Regierungsveterinärrats und 
des Staatlichen Gesundheitsamtes eine Befreiung 
erteilt werden; für das Gebiet der Emmentaler­
käserei ist die Regierung ermächtigt, diese 
Befugnis auf die Kreisverwaltungsbehörde zu 
übertragen.

(V) Dem Antrag auf Genehmigung zur Abgabe 
von Rohmilch hat der Inhaber des Milchgeschäf­
tes, der Milchsammelstelle oder Milchverarbei­
tungsstelle folgende Beilagen anzufügen:
1. ein Verzeichnis sämtlicher Lieferbetriebe,
2. für jeden Lieferbetrieb

a) den Befund über das erste Ergebnis der 
tierärztlichen Untersuchung im Zuge der 
laufenden tierärztlichen Überwachung,

b) den Befund über das erste Ergebnis der 
Untersuchung von Sammelmilchproben an 
der zuständigen Staatlichen Verterinärun- 
tersuchungsanstalt,

c) eine Bestätigung des Amtstierarztes, daß 
der Rinderbestand des Lieferbetriebes dem 
staatlich gelenkten, freiwilligen Tuber­
kulosebekämpfungsverfahren angeschlossen 
ist,

3. eine Stellungnahme des Staatlichen Gesund­
heitsamtes.

Nach Erteilung der Genehmigung ist der Befund 
über das Ergebnis der vierteljährlichen tierärzt­
lichen Untersuchungen und der halbjährlichen 
Untersuchung von Sammelmilchproben an der 
zuständigen Staatlichen Veterinäruntersuchungs­
anstalt jeweils der Kreisverwaltungsbehörde 
vorzulegen. Dies entfällt, wenn der Milcherzeu­
ger die Bescheinigungen entsprechend Art. 25 
Abs. III selbst zur Vorlage gebracht hat.

(VI) Für die Genehmigung nach Abs. I und II 
gilt Art. 24 Abs. I Satz 3 sinngemäß.“

7. Im Artikel 27, letzter Satz, werden die Worte 
„Trinkmilch“ und „Frischmilch“ geändert in 
„Milch“.

8. Artikel 29 erhält folgende Fassung:
„Art. 29

Verfahren
(I) Die Genehmigung der Befreiung von der 

Bearbeitungspflicht erfolgt:
a) im Falle des Art. 24 MV auf Antrag der 

Kreisverwaltungsbehörde durch allgemeine 
Verfügung der Regierung,

b) im Fall des Art. 25 MV durch Einzelverfügung 
der Kreisverwaltungsbehörde und

c) im Falle des Art. 26 MV durch Einzelver­
fügung der Regierung.

(II) Die mit einer Begründung und Angabe der 
Kuhzahl der beteiligten Erzeugerbetriebe ver­
sehenen Anträge auf eine Ausnahmegenehmigung 
sind regelmäßig bei der Kreisverwaltungsbehöi de 
einzureichen. Sie sind von dieser nach entspre­
chender Vorbehandlung, Anhörung des beamte­
ten Tierarztes und des Staatlichen Gesundheits­
amtes sowie nach abschließender Stellungnahme 
des Regierungsmolkereirats in den Fällen des 
Abs. I Buchst, b zu verbescheiden, in denen des 
Abs. I Buchst, a und c der Regierung vorzu­
legen; in letzteren Fällen wird die Stellung­
nahme des Regierungsmolkereirats von der 
Regierung erholt. Die Genehmigung kann auf 
bestimmte Mengen oder Formen der Abgabe be­
schränkt sowie mit Auflagen oder Fristen erteilt 
werden. Sie kann widerrufen werden, wenn die 
Voraussetzungen für die Befreiung wegfallen, 
die gesetzten Auflagen nicht erfüllt wurden oder 
eine Veränderung der allgemeinen Verhältnisse 
dies erfordert.

(III) Gegen die Entscheidung der Kreisver­
waltungsbehörde ist innerhalb von zwei Wo­
chen Beschwerde an die Regierung, gegen die 
Erstentscheidung der Regierung innerhalb glei­
cher Frist Beschwerde an das Staatsministerium 
zulässig.“

9. Im Artikel 31 wird der bisherige Wortlaut zum 
Abs. I; als Abs. II wird eingefügt:

„(II) Wenn aus betriebstechnischen Gründen 
die Auslieferung der verkaufsfertigen Packun­
gen an den Handel am Abfülltag nicht möglich 
ist, kann auf der Packung anstelle des Abfüll- 
tages der Tag der Auslieferung durch den Ab­
füllbetrieb angegeben werden, soferne die Aus­
lieferung spätestens innerhalb 24 Stunden nach 
der Anlieferung der Milch an den Abfüllbetrieb 
erfolgt.“

10. Im Artikel 40 Abs. I wird der Hinweis „v. 10. 12. 
1952 (BGBl. I S. 811)“ gestrichen.

11. Im Artikel 42 erhält der Abs. I folgende Fas­
sung:

„(I) Wer ein Unternehmen zur Abgabe von Milch, 
Rahm, Magermilch, Molke, Buttermilch, Joghurt, 
Kefir oder Sauermilch eröffnen oder weiter­
führen will, hat bei der Kreisverwaltungsbehörde 
die Erlaubnis zu beantragen und dabei nachzu-
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weisen, daß die im § 14 Abs. 5 MG geforderten 
Voraussetzungen gegeben sind. Über den Antrag 
entscheidet die Kreisverwaltungsbehörde, in deren 
Bezirk sich die Niederlassung oder die Zweig­
stelle des Unternehmens befindet. Die Erlaubnis 
gilt grundsätzlich nur für den Bereich der sie 
erteilenden Kreisverwaltungsbehörde, soferne sie 
nicht ausdrücklich im Erlaubnisbescheid auf den 
Bereich einer anderen Kreisverwaltungsbehörde 
erstreckt wird. In diesem Falle ist zuvor die 
Kreisverwaltungsbehörde zu hören, in deren Be­
reich die Milch vertrieben werden soll. Die tech­
nische und fachliche Begutachtung der Erlaubnis­
anträge obliegt dem Regierungsmolkereirat.“

12. Im Artikel 42 Abs. V wird der Hinweis „vom 
10. 12. 52“ gestrichen.

13. Im Artikel 43 Abs. I erhält die Nummer 7 fol­
gende Fassung:
„7. der Unternehmer mehrfach im Bußgeldver­

fahren nach dem Gesetz zur weiteren Verein­
fachung des Wirtschaftsstrafrechtes (Wirt­
schaftsstrafgesetz 1954) vom 9. 7. 1954 (BGBl. I 
S. 175) oder nach dem Gesetz über Ordnungs­
widrigkeiten vom 25. 3. 1952 (BGBl. I S. 177) 
bestraft wurde.“

14. Artikel 48 erhält folgende Fassung:
„Art. 48

Verkauf der Milch außerhalb 
der Läden.

Zu § 11 MG und zu den §§ 22 und 30 Abs. 1 AV.
(I) Die Abgabe der gemäß Art. 22 MV bearbei­

teten Milch an Verbraucher ist — unbeschadet 
des § 19 MG — an öffentlichen Orten, insbeson­
dere auf Märkten, Plätzen und Straßen von um­
schlossenen, festen oder fahrbaren Abgabestellen 
aus zulässig:
1. in geschlossenen Gefäßen oder Behältnissen 

zur verkaufsfertigen Abgabe an die Verbrau­
cher, die in einem Abfüllbetrieb (Art. 20 Abs. IV 
MV - Originalabfüllung der Molkerei mit an­
erkannten Verschlüssen oder verlorenen Pak- 
kungen) abgefüllt wurden;

2. aus geschlossenen Behältnissen, die in einer 
Betriebsstätte (§11 Abs. 3 MG) zur Abgabe an 
die Verbraucher gefüllt wurden, wenn die Ab­
gabebehältnisse mit einer selbsttätigen Abmeß- 
und Ausflußvorrichtung versehen und inner­
halb der Abgabestelle so aufgestellt oder an­
gebracht sind, daß eine Verunreinigung der 
Milch und der Abfüllvorrichtung während der 
Fahrt sowie bei der Abgabe nicht eintreten 
kann.
(II) Die Abgabe bedarf der Genehmigung der 

Kreisverwaltungsbehörde. Der Regierungsmolke­
reirat ist dazu zu hören. Die Genehmigung kann 
widerruflich, befristet oder mit Auflagen erteilt 
werden. Sie setzt voraus, daß die Abgabestelle 
mit einer Kühlhaiteeinrichtung ausgestattet ist, 
die sichert, daß die Temperatur der Milch bei der 
Abgabe plus 14° C nicht überschreitet. Bei der 
Genehmigung ist § 11 Abs. 3 MG zu beachten.

(III) Die Genehmigung ist in den Fällen des 
Abs. I Nr. 2 daran gebunden, daß besondere ört­
liche Verhältnisse (vorübergehende Veranstaltun­
gen, Versorgung abseitiger aufgelockerter Wohn­
gebiete usw.) gegeben sind; ein bestimmter Ab­
satzbereich ist dabei festzulegen. Die geschlosse­
nen Gefäße, Behältnisse und selbsttätigen Ab­
meßvorrichtungen müssen durch ein Prüfungsamt 
für milchwirtschaftliche Maschinen und Geräte 
geprüft und als den Vorschriften des § 22 AV 
entsprechend begutachtet sein.

(IV) Die Abgabe ist regelmäßig nur gestattet, 
wenn der Berechtigte zum Milchhandel von einer 
festen Betriebsstätte aus zugelassen ist, die in 
jeder Weise, insbesondere hinsichtlich der Raum-, 
Wasch- und Reinigungsanlagen den gesetzlichen

Bedingungen entspricht und der Wagenladen von 
dieser Betriebsstätte aus eingesetzt wird. Aus­
nahmen können mit Zustimmung der Regierung 
zugelassen werden.

(V) Eine Zustellung von Milch an den Ver­
braucher ist nur für molkereimäßig in Abfüll­
betrieben (Art. 20 Abs. IV MV) in Flaschen oder 
verlorenen Packungen abgefüllte Milch zulässig.

(VI) Die Unternehmer dürfen die Milch nur 
durch Personen abgeben oder austragen lassen, 
die — von Aushilfen abgesehen — sich in häus­
licher Gemeinschaft mit ihnen befinden oder als 
Angestellte in einem dauernden Dienstverhältnis 
stehen und nur als Beauftragte für Rechnung des 
Unternehmers tätig sind. Art. 43 Abs. I Nr. 4 MV 
findet auf diese Hilfskräfte Anwendung. Die 
Kreisverwaltungsbehörde kann vorschreiben, daß 
solche Personen bei der Abgabe von Milch außer­
halb der Läden im Besitze eines Ausweises der 
für den Ort der Abgabe zuständigen Polizei­
behörde sein müssen.“

15. Im Artikel 50 Abs. I ist nach „44 Abs. III“ nach 
einem Beistrich einzufügen „48“.

16. In der Anlage 2 zu Art. 44 Abs. III MV erhält 
Nr. 10 folgende Fassung:

„10. Kakao, Schokolade; sowie Kaffee und Tee 
in Kleinpackungen,“.

Art. 3
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1955 in 

Kraft.
(2) Die 4. Verordnung zum Vollzug des Milch- und 

Fettgesetzes vom 21. Februar 1953 (GVB1. S. 27) 
i. d. F. der Änderungsverordnung vom 26. April 1954 
(GVB1. S. 89) und die 5. Milchverordnung vom 
18. Juni 1953 (GVB1. S. 83) i. d. F. der Änderungs­
verordnung vom 26. April 1954 (GVB1. S. 90) werden 
in der nunmehrigen Fassung unter neuem Datum 
bekanntgemacht.

München, den 30. November 1954
Bayer. Staatsministerium für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten
Dr. Alois Schlögl, Staatsminister 
Bayer. Staatsministerium des Innern

Dr. Wilhelm H o e g n e r , Staatsminister

Bekanntmachung
des Bayerischen Staatsministeriums 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Vom 14. Dezember 1954

Die 4. Verordnung zum Vollzug des Gesetzes über 
den Verkehr mit Milch, Milcherzeugnissen und Fet­
ten und die 5. Verordnung zum Vollzug des Milch­
gesetzes wurden durch die Zweite Änderungsver­
ordnung vom 30. November 1954 (GVB1. 1955 S 13) 
neu gefaßt. Die Neufassung tritt am 1. Januar 1955 
in Kraft. Sie wird auf Grund des Artikels 3 Abs. 2 
der genannten Änderungsverordnung nachstehend 
bekanntgemacht.

München, den 14. Dezember 1954
Bayer. Staatsministerium für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten
Dr. Schlögl, Staatsminister

Vierte Verordnung
zum Vollzug des Gesetzes über den Verkehr 

mit Milch, Milcherzeugnissen und Fetten 
(Milch- und Fettgesetz)

Vom 14. Dezember 1954
Auf Grund des Gesetzes über den Verkehr mit 

Milch, Milcherzeugnissen und Fetten (Milch- und 
Fettgesetz) vom 28. Februar 1951 (BGBl. I S. 135)
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i. d. Fassung des Gesetzes vom 10. Dezember 1952 
(BGBl. I S. 811) wild mit Zustimmung des Staats­
ministeriums des Innern bestimmt:

Art. 1
(1) Die gemäß §§ 1, 2, 3, 5, 6, 7 und 8 des Milch- 

und Fettgesetzes dem Bayer. Staatsministerium £ür 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten als „Ober­
ster Landesbehörde für Ernährung und Landwirt­
schaft“ in Bayern zustehenden Befugnisse werden 
auf die Regierungen übertragen.

(2) Die Regierungen sollen bei der Ausübung die­
ser Befugnisse die von der anerkannten Landes­
vereinigung der Milchwirtschaft (§ 14 MFG) gebil­
deten, für ihren Regierungsbezirk tätigen Markt­
ausschüsse entsprechend hören und beteiligen.

(3) Bei Angelegenheiten, die den Bereich meh­
rerer Regierungsbezirke betreffen, bestimmt das 
Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten die federführende Regierung, sofern 
es nicht selbst die Entscheidung trifft.

Art. 2
(zu § 1 Abs. 1, §§ 3 und 5 MFG)

Soweit bei Inkrafttreten des Milch- und Fettge­
setzes zwischen Milcherzeugern und Molkereien, 
Milchsammelstellen oder Entrahmungsstationen 
keine Liefer- und Annahmebeziehungen von bisher 
zuständigen Stellen festgelegt waren (§ 7 MFG) gel­
ten die auf Grund privatrechtlicher Vereinbarungen 
oder tatsächlichen Vollzugs bestehenden Liefer- und 
Annahmebeziehungen als von der Obersten Lan­
desbehörde oder der von ihr beauftragten Stelle 
gemäß § 1 MFG bestimmt.

Eine Änderung dieser Liefer- und Annahmebe­
ziehungen kann gemäß § 8 MFG von den Beteilig­
ten beantragt werden. Die Entscheidung trifft die 
Regierung. Diese kann gegebenenfalls mehrere Mol­
kereien, Milchsammelstellen oder Entrahmungs­
stationen nach § 1 Abs. 1 Satz 2 MFG zur Wahl 
stellen.

Art. 3
(zu §§ 1, 2 und 3 MFG)

(1) Die Lieferpflicht der Milcherzeuger für Milch 
und Rahm an Molkereien ist auch erfüllt bei Ab­
lieferung der Milch an eine Milchsammelstelle oder 
eine Entrahmungsstation.

(2) Für die Liefer- und Annahmeverpflichtungen 
der Milchsammelstellen und Entrahmungsstationen 
für Milch und den daraus gewonnenen oder ange­
lieferten Rahm jeden Fettgehaltes gelten §§ 1 
und 2 MFG.

(3) Milchsammelstellen und Entrahmungsstationen, 
die über einen Teil der gesammelten Milch für den 
Ortsbedarf verfügen wollen, bedürfen hierzu der 
Genehmigung der zuständigen Stelle (Art. 1 Abs. 1). 
Die mit einer Begründung versehenen Anträge sind 
regelmäßig bei der Kreisverwaltungsbehörde ein­
zureichen, die sie nach entsprechender Vorbehand­
lung und Anhörung der beteiligten Wirtschafts­
kreise der Regierung vorlegt. Für die Genehmigung 
gelten Art. 5 Abs. 2, 3 und 4. Im Gebiete der 
Emmentalerkäserei ist die Regierung ermächtigt, 
die Entscheidungsbefugnis auf die Kreisverwal­
tungsbehörden zu übertragen.

Art. 4
(zu § 1 Abs. 3 MFG)

(1) Von der grundsätzlichen Milchablieferungs­
pflicht an die Molkerei (§ 1 Abs. 1 MFG) und dem 
Verbot der unmittelbaren Abgabe von Milch durch 
Erzeuger an Milchhändler, Groß- und Kleinver­
braucher können Ausnahmen nach den folgenden 
Bestimmungen eintreten.

(2) Die unmittelbare Abgabe von Milch an der 
Betriebsstätte des Erzeugers ist ohne besondere Ge­
nehmigung zulässig zum eigenen Verbrauch

a) an die in dem landwirtschaftlichen Erzeugerbe­
trieb oder seinen Nebenbetrieben beschäftigten 
Arbeitskräfte und deren Angehörige für die 
Dauer des Arbeitsverhältnisses;

b) an Altenteiler der Familie des Erzeugers;
c) an die im Erzeugerbetrieb wohnhaften Personen; 

als solche gelten nicht Insassen sowie Aufsichts­
und Pflegepersonal von Krankenhäusern, Alters­
heimen, Erziehungsanstalten, Strafanstalten und 
ähnlichen Einrichtungen, mit denen landwirt­
schaftliche Betriebe verbunden sind;

d) an vereinzelte Abnehmer, wenn die Abgabe ge­
legentlich zum unmittelbaren Verzehr erfolgt.

(3) Die unmittelbare Abgabe von Milch an der 
Betriebsstätte des Erzeugers kann zugelassen werden
a) allgemein für alle Erzeugerbetriebe in Gemein­

den, Ortschaften, getrennten Gemeindeteilen oder 
Stadtrandgebieten, in denen sich kein Milchhan­
delsgeschäft befindet;

b) auf Antrag für einzelne Erzeugerbetriebe in Ge­
meinden, Ortschaften, getrennten Gemeindeteilen 
oder Stadtrandgebieten, in denen sich Milchhan­
delsgeschäfte befinden.

(4) Voraussetzung der Zulassung der Ausnahme 
nach Abs. 3 ist
a) daß die allgemeine 'Trinkmilchversorgung nicht 

beeinträchtigt wird — im Streitfälle entscheidet 
hierüber die zuständige Regierung — und

b) daß auch die Voraussetzungen zur Befreiung von 
der Bearbeitungspflicht nach der 5. Milchver­
ordnung gegeben sind.

Bei Ausnahmen nach Art. 3 soll die Abgabe­
berechtigung regelmäßig auf eine Abgabe an orts­
ansässige Einzelverbraucher (§ 2 Abs. 1 MG) be­
schränkt werden, soferne es sich nicht um eine 
Genehmigung an Anstalten nach Abs. 2 Buchstabe c 
handelt.

Art. 5
(1) Die Zulassung der unmittelbaren Abgabe von 

Milch nach Art. 4 Abs. 3 erfolgt
a) im Falle des Abs 3 Buchst, a auf Antrag der 

Kreisverwaltungsbehörde durch allgemeine Ver­
fügung der übergeordneten Regierung. Die Kreis­
verwaltungsbehörde hat vor dem Antrag die 
beteiligten örtlichen Wirtschaftskreise zu hören. 
In dem Antrag sind die allgemeinen Stallver­
hältnisse des zu befreienden Bereichs unter Be­
teiligung des Regierungsveterinärrats gutacht­
lich darzulegen;

b) im Falle des Abs. 3 Buchst, b auf Antrag des 
Milcherzeugers durch Einzelgenehmigung der 
örtlich zuständigen Kreisverwaltungsbehörde. 
Der Antrag ist zu begründen. Die- Kreisverwal­
tungsbehörde entscheidet nach entsprechender 
Vorbehandlung und abschließender Stellung­
nahme des Regierungsmolkereirats. Sie hat dabei 
auch die Stallverhältnisse des Antragstellers 
und die Auswirkungen einer Genehmigung auf 
die allgemeine Trinkmilchversorgung zu prüfen.

(2) Soll gemäß Abs. 1 die Genehmigung für eine 
Ausnahme erteilt werden, so hat die hiefür zu­
ständige Behörde zugleich über die Befreiung von 
der Bearbeitungspflicht zu entscheiden.

(3) Die Genehmigung kann auf bestimmte Men­
gen oder Formen der Abgabe beschränkt sowie mit 
Auflagen oder Fristen erteilt werden. Sie kann 
widerrufen werden, wenn die Voraussetzungen für 
die Befreiung wegfallen oder die gesetzten Auf­
lagen nicht erfüllt wurden oder eine Veränderung 
der allgemeinen Verhältnisse dies erfordert.

(4) Gegen die Entscheidung der Kreisverwaltungs­
behörde ist innerhalb von zwei Wochen Beschwerde 
an die Regierung, gegen die Erstentscheidung der 
Regierung innerhalb gleicher Frist Beschwerde an 
das Staatsministerium für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten zulässig.
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Art. 6
(1) Bei der unmittelbaren Abgabe von Milch an 

Verbraucher hat der Milcherzeuger diese in geeig­
neter Form durch deutlich sichtbaren Aushang 
darauf hinzuweisen, daß die Milch in rohem Zu­
stand abgegeben wird und vor dem Genuß ab­
gekocht werden soll.

(2) Das grundsätzliche Verbot des Selbstmarktens 
und der Zustellung von Milch und Rahm jeden 
Fettgehaltes durch den Erzeuger wird durch die 
Befreiung nach Art. 4 und 5 nicht berührt.

Art. 7
(zu §§ 2 und 3 MFG)

(1) Soweit vor Inkrafttreten des MFG zwischen 
Milchhändlern. Molkereien, Milchsammelstellen oder 
Entrahmungsstationen keine Liefer- und Abnahme­
beziehungen von bisher zuständigen Stellen fest­
gelegt waren (§ 7 MFG), gelten die auf Grund 
privatrechtlicher Vereinbarungen oder tatsächlichem 
Vollzug bestehenden Liefer- und Abnahmebezie­
hungen als von der Obersten Landesbehörde oder 
der von ihr beauftragten Stelle gemäß § 2 MFG 
bestimmt.

(2) Eine Änderung dieser Liefer- und Abnahme­
beziehungen kann gemäß § 8 MFG von den Betei­
ligten beantragt werden. Die Entscheidung trifft die 
Regierung. Diese kann mehrere Molkereien, Milch­
sammelstellen oder Entrahmungsstationen nach § 2 
Abs. 1 Satz 2 MFG zur Wahl stellen.

(3) Gegen die Entscheidungen der Regierung ist 
innerhalb 2 Wochen Beschwerde an das Staatsmini­
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zulässig.

Art. 8
(zu §§ 10 und 20 MFG)

(1) Zur Förderung der Güte der Milch hat der 
Abnehmer bei der Lieferung von Milch durch den 
Erzeuger die Milch in Kilogramm anzunehmen 
und entsprechend ihrem Gütezustand (Fettgehalt, 
Schmutzgehalt, Frischezustand, gegebenenfalls Kä­
sereitauglichkeit) zu bezahlen.

(2) Die Durchführung der Prüfungen auf den Güte­
zustand der Milch und der hierbei erforderlichen 
•Stallkontrollen erfolgt durch die Vereinigung der 
Milchprüfringe München und Kempten nach den 
Weisungen des Staatsministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten.

(3) Die Molkereien haben für die Prüfungen des 
Gütezustandes der Milch, sofern diese Prüfungen 
in den Molkereien selbst durchgeführt werden, 
einen geeigneten Untersuchungsraum sowie die 
sonstigen für die Untersuchung erforderlichen Hilfs­
mittel (wie Geräte, Chemikalien, Licht und elektri­
schen Strom) zur Verfügung zu stellen.

Art. 9
(zu § 8 MFG)

(1) Anträge auf Änderung der Milcheinzugs- oder 
-absatzgebiete oder von Liefer- und Abnahme­
beziehungen zwischen Milcherzeugern, Molkereien, 
Milchhändlern und Verbrauchern, die nach § 7 MFG 
oder nach Art. 2 dieser Verordnung fortgelten oder 
nach §§ 1, 2, 3 oder 5 MFG neu festgesetzt wurden, 
sind der für den Wohnsitz des Antragstellers zu­
ständigen Kreisverwaltungsbehörde einzureichen. 
Diese hat sie mit gutachtlicher Stellungnahme über 
die Sachlage der zuständigen Regierung vorzulegen.

(2) Gegen die Entscheidung der Regierung ist inner­
halb 2 Wochen Beschwerde an das Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zulässig.

Art. 10
(zu § 11 MFG)

(1) Die in Verkehr gebrachte Trinkmilch muß min­
destens 3,4 v. H. Fett entsprechend der „Butyro-

metrischen Fettbestimmung (Säuremethode) in Milch 
— Grundlage Methode nach N. Gerber“ enthalten.

(2) Die Einstellung des Fettgehaltes der Trinkmilch 
darf nur von Molkereien oder Gutsmolkereien und 
nur durch Teilentrahmung von Milch oder durch 
Vermischung von Milch mit entrahmter Milch vor­
genommen werden

(3) Der nach Abs. 1 vorgeschriebene Mindestfett­
gehalt von 3,4 v. H. gilt auch für homogenisierte oder 
vitaminierte Trinkmilch und sterilisierte Milch.

(4) Soweit in Ausnahmefällen unbearbeitete Milch 
in Verkehr gebracht wird, muß es sich um ungeteil­
tes Gemelke (§ 1 Abs. 1 der Ausf.VO. vom 15. Mai 
1931 — RGBl. I S. 150) handeln. Sie muß mindestens 
3,4 v. H. Fett enthalten.

(5) Milch, die den Fettgehalt von 3,4 v. H. nicht 
erreicht, ist deutlich als fettarme Milch zu kenn­
zeichnen (§ 8 MV).

Art. 11
(zu § 12 MFG)

(1) Das Staatsministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten gibt nach Anhörung der an­
erkannten Landesvereinigung (§ .14 Abs. 1 MFG) die 
jeweils zu erhebenden Ausgleichsabgaben im Bayer. 
Staatsanzeiger bekannt.

(2) Milcherzeuger, die gemäß § 1 Abs. 3 MFG 
Milch oder Rahm unmittelbar an den Milchhandel, 
Groß- oder Einzelverbraucher abgeben dürfen, wer­
den mit einem durch die Oberste Landesbehörde zu 
bestimmenden Pauschalbetrag zur Ausgleichsabgabe 
herangezogen.

Art. 12
• (zu § 13 MFG)

(1) Milcherzeuger dürfen die im eigenen Betrieb 
hergestellte Deutsche Landbutter ohne besondere 
Kennzeichnung an Familienmitglieder, Betriebsan­
gehörige, Altenteiler und Deputatsempfänger ab­
geben.

(2) An andere als im Abs. 1 bezeichnete Personen 
darf der Milcherzeuger im eigenen Betrieb herge­
stellte Deutsche Landbutter nur mit ausreichender 
Kennzeichnung nach den Bestimmungen des § 9 der 
Butterverordnung vom 2. 6. 1951 (BAnz. Nr. 110) — 
Angabe der Handelsklasse, des Gewichtes, des Na­
mens und des Wohnsitzes des Herstellers — ab­
geben. Die Kennzeichnung hat auf der zugelassenen 
Umhüllung (Pergamentpapier — § 14 Abs. 3 der 
Butterverordnung) mit Druck oder Stempelauf­
druck zu erfolgen.

(3) In molkereimäßig erfaßten Gebieten ist die 
Abgabe nach Abs. 2 nur an Butter- und Käse­
schmelzwerke zulässig. In diesen Gebieten können 
auch Butterhändler unter Beachtung der Kennzeich­
nungspflicht Deutsche Landbutter für die bezeich- 
neten Werke mit deren schriftlichem Auftrag auf­
kaufen.

(4) Jede Annahme von ungekennzeichneter, in 
bäuerlichen Betrieben hergestellter Deutscher Land­
butter durch andere als die im Abs. 1 bezeichneten 
Personen ist verboten.

(5) Betriebe, die zum Mischen von Deutscher 
Landbutter, die in landwirtschaftlichen Betrieben 
hergestellt wurde, zugelassen sind, haben die Be­
stimmungen des § 3 Abs. 1 der Verordnung über 
den Vollzug der Butterverordnung vom 20. 6. 1951 
(GVB1. S. 106) einzuhalten.

(6) die Regierung kann Ausnahmen von der Be­
stimmung des Abs. 3 zulassen.

Art. 13
(zu § 22 MFG)

(1) Das Staatsministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten setzt im Benehmen mit der 
anerkannten Landesvereinigung (§ 14 Abs. 1 MFG) 
die jeweils zu erhebenden Umlagen fest und gibt 
sie im Bayer. Staatsanzeiger bekannt.
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(2) Milcherzeuger, die gemäß § 1 Abs. 3 MFG Milch 
oder Rahm unmittelbar an Milchhändler, Groß­
oder Einzelverbraucher abgeben dürfen oder gemäß 
Art. 12 Landbutter herstellen, werden mit einem 
durch die Oberste Landesbehörde zu bestimmenden 
Pauschalbetrag zur Umlage herangezogen.

Art. 14
(zu § 25 Abs. 4 MFG)

Gemäß § 25 Abs. 4 MFG wird die Buchführungs­
pflicht ausgedehnt
1. auf alle Milch, Butter oder Käse be- oder ver­

arbeitenden Betriebe (wie Milchsammelstellen, 
Rahmstationen, Molkereien, Dauermilchbetriebe, 
Butterausformstellen, Käsereien, Schmelzkäse­
reien, Fertiglagerungsbetriebe usw.);

2. auf alle Erzeugnisse der in Ziffer 1 bezeichneten 
Betriebe.

Art. 15
(zu § 26 Abs. 1 MFG)

Die Meldepflicht umfaßt alle Milcherzeugnisse 
einschließlich Butter und Käse.

Art. 16
(zu §27 Abs. 2 MFG)

Auskunftsberechtigte Stellen im Sinne der Ver­
ordnung über Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 
(RGBl. I S. 723) sind auch die Regierungen.

Art. 17
(zu § 28 MFG)

Die Mitglieder der Organe der Landesvereinigung, 
soweit sie nicht Beamte sind, werden durch das 
Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, die Mitglieder der Marktausschüsse 
werden durch die Regierung ihres Wohnsitzes ver­
pflichtet.

Art. 18
(zu § 30 MFG)

Zuwiderhandlungen gegen diese Vollzugsverord­
nung oder gegen die auf Grund dieser Bestimmun­
gen durch die zuständigen Behörden getroffenen 
Anordnungen, allgemeinen Weisungen oder Einzel­
verfügungen werden gemäß § 30 Abs. 1 Ziff. 9 
MFG nach den Strafbestimmungen des Milch- und 
Fettgesetzes vom 28. Februar 1951 (BGBl. I S. 135) 
i. d. F. vom 10. Dezember 1952 (BGBl. I S. 811) und 
des Gesetzes zur weiteren Vereinfachung des Wirt­
schaftsstrafrechtes (Wirtschaftsstrafgesetz 1954 vom 
9. Juli 1954, BGBl. I S. 175) bestraft.

Fünfte Verordnung
zum Vollzug des Milchgesetzes (MG) 

Fünfte Milchverordnung (5. MV)
Vom 14. Dezember 1954
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Auf Grund der §§ 37, 43, 52, 53 und 54 des Milch­
gesetzes (MG) vom 31. Juli 1930 (RGBl. I S. 421) 
i. d. Fassung des § 33 des Gesetzes über den Verkehr 
mit Milch, Milcherzeugnissen und Fetten (Milch- und 
Fettgesetz) i. d. F. vom 10. Dezember 1952 (BGBl. I 
S. 811) sowie zum Vollzug der Ersten Verordnung 
zur Ausführung des Milchgesetzes (AV) vom 15. Mai 
1931 (RGBl. I S. 150) i. d. Fassung vom 20. Dezember 
1934 (RGBl. I S. 1267) wird hiermit bestimmt:

Abschnitt I 
Zuständigkeit und Verfahren

Art. 1
(I) „Oberste Landesbehörde“ ist das Staatsministe­

rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(„Staatsministerium“).

(II) Die lebensmittel-aufsichtliche Überwachung des 
Verkehrs mit Milch obliegt dem Staatsministerium 
des Innern.

(III) Das nach Abs. I oder II zuständige Staats­
ministerium trifft seine Anordnungen im Benehmen 
mit den jeweils beteiligten Staatsministerien.
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Art. 2
Zuständige Behörde

„Zuständige Behörde“ ist die Kreisverwaltungs­
behörde; sie ist zum Vollzug des Milchgesetzes und 
der zu ihm ergangenen Ausführungsvorschriften zu­
ständig, soweit nicht andere Behörden oder Stellen 
für zuständig erklärt werden. Die Entscheidung der 
Kreisverwaltungsbehörde ist endgültig, soweit nicht 
im Milchgesetz und in dieser Verordnung anderes 
bestimmt ist.

Art. 3
Erlaubnisverfahren

(X) Im Verfahren nach den §§ 14, 15 und 17 MG 
hat im Hinblick auf die Bestimmungen der §§ 20, 21 
und 21a der Gewerbeordnung im 2. Rechtszug das 
Verwaltungsgericht nach Maßgabe des Gesetzes über 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 25. 9.1946 (GVB1. 
S. 281/384) in der Fassung des Gesetzes vom 30. 9. 
1949 (GVB1. S. 258 und 274) zu entscheiden. Das in 
diesem Gesetz geregelte Rechtsmittelverfahren 
kommt zur Anwendung.

(II) Vor der Entscheidung im ersten Rechtszug ist 
ein Ausschuß zu hören, dem je ein Sachverständiger 
aus den Kreisen der Milcherzeuger, Milchbearbeiter, 
Milchhändler und Verbraucher angehört. Die Sach­
verständigen werden von der Kreisverwaltungs­
behörde berufen; hiezu sind die Organisationen der 
Milcherzeuger, Milchbearbeiter, Milchhändler und 
Verbraucher zu hören.

Abschnitt II
Allgemeine Anforderungen an die Personen, 

Ställe und Geräte
Art. 4

Allgemeine Bestimmungen
Für die Gewinnung der Vollmilch und der übrigen 

im § 1 AV aufgeführten Milchsorten sowie für den 
Verkehr mit ihnen gelten die Vorschriften der §§ 6, 
7 und 13 MG, der §§ 15 bis 19 AV und die nach­
stehenden Bestimmungen.

Art. 5
Gesundheitszustand des Personals
Zu § 13 MG.

(I) Zeigen sich bei Personen, die bei der Gewin­
nung der Milch oder sonst im Verkehr mit Milch 
tätig sind, Erscheinungen im Sinne des § 13 Abs. 1 
MG, so hat der behandelnde Arzt dies unter Hinweis 
auf den Milchbetrieb sofort der Kreisverwaltungs­
behörde anzuzeigen, sofern die Anzeige nicht bereits 
auf Grund der Vorschriften über die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten erstattet ist. Das gleiche 
gilt für Ärzte, die in amtlicher Eigenschaft von sol­
chen Erscheinungen erfahren.

(II) Die Verwendung und die Tätigkeit von Per­
sonen der in Abs. I bezeichneten Art, bei denen 
Erscheinungen im Sinne des § 13 Abs. 1 MG be­
stehen, ist für die Dauer dieses Zustandes durch die 
Kreisverwaltungsbehörde zu verbieten. Die Namen 
der Bazillenträger sind dem Arbeitsamt durch den 
Amtsarzt zu melden.

(III) Personen, die an Typhus, Paratyphus, Ruhr 
oder offener Tuberkulose erkrankt waren, dürfen 
bei der Gewinnung der Milch oder im Verkehr mit 
ihr nur mit Genehmigung der Kreisverwaltungs­
behörde tätig werden. Die Genehmigung darf nur 
erteilt werden, wenn in einem vom Bewerber bei­
zubringenden amtsärztlichen Zeugnis keine Beden­
ken erhoben werden.

(IV) Werden Typhus, Paratyphus, Ruhr oder offene 
Tuberkulose in einem der Gewinnung von Milch 
oder dem Verkehr mit ihr dienenden Betrieb fest­
gestellt und können die Erkrankten nicht wirksam 
abgesondert werden, so hat die Kreisverwaltungs­
behörde für die Dauer der Gefahr das Inverkehr­
bringen von Milch aus diesen Betrieben zu verbieten. 
Gleiches gilt, wenn in einem solchen Betrieb Ba­
zillenträger festgestellt werden.

(V) Personen mit Krankheiten im Sinne des § 13 
Abs. 3 MG sind für die Dauer der Krankheit vom 
milchwirtschaftlichen Betrieb durch den Unterneh­
mer fernzuhalten.

Art. 6
Beschaffenheit des Stalles; Verwendung von Melk­
maschinen
Zu § 15 AV.

(I) Alle Stallungen, ob Laufstall oder Anbindestall, 
müssen die Gewähr für saubere Milchgewinnung 
bieten. Tiefstallungen (Laufstall, Kaltluftstall) sind 
nur in Verbindung mit einem gesonderten Melk­
stand und bei Verwendung von genügend Einstreu 
zulässig.

(II) Bei der Verwendung von Melkmaschinen ist 
folgendes zu beachten: 1. Vor der Verwendung von 
Melkmaschinen müssen die Tiere auf Eutererkran­
kungen untersucht sein, 2. die Melkmaschinen müs­
sen nach jedem Gebrauch mittels eines wirksamen 
Verfahrens unter Verwendung geeigneter Reini- 
gungs- und Entkeimungsmittel behandelt und an 
einem luftigen, trockenen Ort aufbewahrt werden.

(III) Neu- und Umbauten von Ställen müssen den 
hiefür erlassenen Richtlinien entsprechen.

Art. 7
Geräte
Zu § 3 Nr. 3 Buchst, d, § 5 und § 19 AV.

(I) Im Verkehr sowie bei der Be- und Verarbei­
tung von Milch dürfen nur Geräte und Gegenstände 
verwendet werden, die aus einem in § 3 AV nicht 
verbotenen Metall (z. B. Aluminium, nichtrostender 
Stahl) bestehen oder ausreichend verzinnt oder mit 
einem Überzug von Emaille oder Aluminium ver­
sehen sind.

(II) Weiter sind zugelassen
1. Stahlwalzen zur Milchtrocknung,
2. Vakuumapparate und ihre Zuleitungen aus Kup­

fer, soferne sich derartige Anlagen bereits in 
Betrieb befinden. Bei Neuanschaffungen darf 
Kupfer nicht mehr verwendet werden.

3. Satten aus Holz in der Emmentalerkäserei,
4. die in den Betrieben noch vorhandenen Er­

hitzungsanlagen mit Kupfereinsätzen. Sie sind 
bis zum 31. 12. 1955 durch solche aus zugelassenem 
Material zu ersetzen.

Abschnitt III 
Fettarme Milch

Zu § 5 MG und zu § 1 Abs. 2 Nr. 1 und § 10 Nr. 5 AV. 

Art. 8
Verkehr mit fettarmer Milch

(I) Fettarme Milch ist Milch, deren Fettgehalt um 
0,3 v. H. und mehr hinter dem Fettgehalt zurück­
bleibt, den die Milch innerhalb eines einheitlichen 
Wirtschaftsgebietes (z. B. Einzugsgebiet einer Stadt, 
Bereich der Emmentaler- oder der Weichkäserei) 
durchschnittlich während der verschiedenen Jahres­
zeiten oder Fütterungszeiträume aufweist.

(II) Die Feststellung des durchschnittlichen Fett­
gehaltes trifft die öffentliche oder staatlich aner­
kannte Untersuchungsanstalt im Benehmen mit dem 
Regierungsmolkereirat, sofern nicht das Staatsmini­
sterium allgemein einen Mindestfettgehalt festsetzt.

(III) Fettarme Milch darf nur der Verarbeitung 
zugeführt werden.

Abschnitt IV 
Vorzugsmilch

Zu den §§ 5, 6, 7, 37 MG und zu den §§ 1 Abs. 2 
Nr. 3 und 15 mit 19 AV.

Art. 9
Allgemeine Anforderungen

(I) Für die Gewinnung der Vorzugsmilch und den 
Verkehr mit ihr sind die Vorschriften der §§ 6 und
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7 MG, der §§ 15 bis 19 AV und die Bestimmungen 
dieses Abschnittes maßgebend.

(II) Die ganze Kuhhaltung mit Einschluß der 
Fütterung untersteht auf Kosten des Betriebs­
inhabers der ständigen Aufsicht eines Tierarztes.

(III) Milchwirtschaftliche Betriebe, die Vorzugs­
milch gewinnen, dürfen von anderen Betrieben 
keine Milch zukaufen.

Art. 10
Genehmigungspflicht

(I) Wer Vorzugsmilch erzeugen will, bedarf der 
Genehmigung der Kreisverwaltungsbehörde. Diese 
hat den zuständigen Regierungsmolkereirat, das 
staatliche Gesundheitsamt und den Regierungs­
veterinärrat zu hören. Die Genehmigung kann be­
fristet widerruflich oder unter Auflagen erteilt 
werden.

(II) Der Erzeuger von Vorzugsmilch hat der 
Kreisverwaltungsbehörde den Namen des auf­
sichtsführenden Tierarztes (Art. 9 Abs. II MV) an­
zuzeigen und ihre Zustimmung zur Bestellung 
dieses Tierarztes einzuholen. Die Zustimmung ist 
nur widerruflich zu erteilen. Sie ist für nicht­
beamtete Tierärzte zu versagen, wenn gegen deren 
fachliche Eignung Bedenken bestehen.

(III) Soll die Vorzugsmilch über eine Molkerei 
oder über Milchgeschäfte verkauft werden, so hat 
der Erzeuger in seinem Genehmigungsantrag auch 
anzugeben, über welche Molkerei oder Milch­
geschäfte die Milch an die Verbraucher abgegeben 
werden soll Ebenso haben die Molkerei oder der 
Milchhändler, die Vorzugsmilch an Verbraucher 
verkaufen, der zuständigen Kreisverwaltungs­
behörde dies unter Angabe des Lieferers anzuzei­
gen. Das gleiche gilt bei Wechsel der belieferten 
Molkerei oder des Milchgeschäftes.

(IV) Der Genehmigung bedarf auch der Erzeuger, 
der Vorzugsmilch unmittelbar an Verbraucher ver­
kauft. Setzt er die Vorzugsmilch außerhalb des 
Bereichs der die Abgabe genehmigenden Kreisver­
waltungsbehörde ab, so hat er hievon auch die 
Kreisverwaltungsbehörde des Lieferortes zu ver­
ständigen.

Art. 11
Beschaffenheit und Zusammensetzung 
der Vorzugsmilch

(I) Vorzugsmilch darf nicht erhitzt werden. Sie 
darf in der Regel nicht früher als am Vorabend der 
Abgabe an den Verbraucher gemolken sein. Aus­
nahmsweise kann die Kreisverwaltungsbehörde auch 
die Abgabe von Frühmilch des Vortages gestatten, 
wenn infolge besonderer Verhältnisse eine raschere 
Abgabe dieser Milch nicht durchführbar ist.

(II) Die Vorzugsmilch muß bei der Abgabe an den 
Verbraucher die verstärkte Alkoholprobe aushalten, 
d. h. sie darf beim Vermischen mit zwei Raumteilen 
Alkohol von 68 Raumhundertteilen mit einem Teil 
Milch nicht gerinnen. Bei der Methylenblauprobe 
darf die Entfärbung nicht vor Ablauf von 5 'A Stun­
den eintreten; an deren Stelle ist auch die Resa- 
zurinprobe zulässig.

(III) Die Vorzugsmilch darf keine auf den Men­
schen übertragbaren Krankheitserreger enthalten. 
Die Gesamtkeimzahl darf bei der Abgabe an den 
Verbraucher 100 000 Keime im ccm nicht überschrei­
ten. Die Coli-Probe muß in 0,1 ccm negativ sein.

(IV) Die Vorzugsmilch muß den allgemein erlasse­
nen Gütebestimmungen für Frischmilch genügen; an 
den für diese von der Obersten Landesbehörde oder 
den damit beauftragten Stellen vorgeschriebenen 
regelmäßigen Güteprüfungen haben sich auch die 
Vorzugsmilchbetriebe durch Einsendungen von Milch­
proben zu beteiligen.

Art. 12
Beschafienheit und Pflege des Stalles

(I) Der Stall muß folgenden Anforderungen ent­
sprechen:

1. Die Höhe des Stalles, die Bodenfläche und die 
Fensterflächen müssen in einem günstigen Ver­
hältnis zueinander und zur Zahl der Kühe stehen, 
die Fenster sollen möglichst groß sein und müs­
sen den Stall ausreichend erhellen.

2. Die Stallwände sind bis zu einer Höhe von min­
destens 2 m mit einem abwaschbaren Belag oder 
Anstrich zu versehen, im übrigen sind Wände und 
Decken gut zu verputzen und jährlich mindestens 
zweimal mit Kalkmilch anzustreichen.

3. Der Fußboden des ganzen Stalles muß wasser­
undurchlässig und leicht zu reinigen sein.

4. Die Jaucherinne ist an ihrer Einmüdung in die 
Jauchegrube mit einem Geruchsverschluß zu ver­
sehen. Die Jauchegrube darf sich nicht im Innern 
des Stalles befinden.

5. Der Stall muß wirksam ent- und belüftet werden 
können, außerdem muß einwandfreies, laufendes 
IVasser vorhanden sein. Die Wände, der Fußboden, 
die Jaucherinnen und die Krippen sind täglich mit 
Wasser zu reinigen.

6. Für das Stallpersonal müssen Waschvorrichtungen 
in größerer Zahl angebracht sein; Seife, Hand­
bürsten und saubere Handtücher müssen daneben 
bereit gehalten werden.

7. Die Futterkrippen müssen undurchlässig und leicht 
zu reinigen sein.

8. Der Stall muß so ausreichend elektrisch beleuchtet 
sein, daß der Melker ungehindert arbeiten kann.

9. Futter darf nicht im Stall, sondern nur in einem 
eigenen vom Stall getrennten Raum gelagert 
bzw. zur Fütterung vorbereitet werden.
(II) Der Stall ist täglich zweimal, die Krippen 

sind nach jeder Fütterung zu reinigen. Als Streu 
dürfen nur nichtgebrauchtes, einwandfreies Stroh 
oder sonstige gut aufsaugende, nicht staubende 
Streumittel verwendet werden. Die Reinigung und 
das Einstreuen darf' nicht während des Melkens 
oder kurz vorher vorgenommen werden. Zur Rei­
nigung dürfen riechende Mittel nicht verwendet 
werden.

(III) Auf die Freihaltung des Stalles von Fliegen 
und anderem Ungeziefer ist besonders Bedacht zu 
nehmen.

(IV) Im Stall dürfen neben den Vorzugsmilch­
kühen andere Tiere nicht gehalten werden.

Art. 13
Gesundheitszustand der Kühe

(I) Der Gesundheitszustand der Kühe ist von dem 
Tierarzt (Art. 9 Abs. II MV) regelmäßig zu über­
wachen, der Bestand muß als staatlich tuberkulose­
frei anerkannt sowie frei von Mastitis, von seuchen- 
haftem Verkalben sowie von Bakterien der Ente­
ritisgruppe sein.

(II) Der Betriebsinhaber hat über den Bestand 
und die Zu- und Abgänge an Milchkühen ein Be­
standsbuch zu führen (siehe Anlage). Die Kühe sind 
durch dauerhafte Ohrmarken dauernd zu kennzeich­
nen. ,Auf einer Kopftafel sind die Nummer der 
Kuh, der Zeitpunkt des letzten Abkalbens und die 
Milchleistung anzugeben. In dem Bestand ist die 
Milch- und Fettleistungsprüfung durchzuführen.

(III) Neu hinzukommende Kühe sind bei der Ein­
stellung von dem überwachenden Tierarzt zu unter­
suchen. Erkrankungen von Kühen sind ihm sofort 
mitzuteilen.

(IV) Zur Vorzugsmilchgewinnung dürfen nur Kühe 
verwendet werden,
1. die, soweit sie frischmelkend sind, vor minde­

stens 14 Tagen gekalbt haben und soweit sie 
altmelkend sind, täglich noch zweimal gemolken 
werden und insgesamt mindestens noch drei Liter 
Milch geben;

2. deren Gesundheitszustand die Beschaffenheit der 
Milch nicht nachteilig beeinflussen kann (§ 3 MG) 
und Schutzmaßnahmen (§ 4 MG) nicht erfordert.
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(V) Kühe, bei denen Tuberkulose der Lunge, des 
Euters, der Gebärmutter oder des Darmes oder eine 
Infektion mit dem Erreger des seuchenhaften Ver- 
kalbens (Banginfektion der Rinder) oder mit Bak­
terien der Enteritisgruppe festgestellt ist oder die 
einer dieser Krankheiten verdächtig sind, die am 
gelben Galt leiden oder deren Milch miskroskopisch 
nachgewiesenen Galteiter enthält, oder die an stär­
kerem Ausfluß aus den Geschlechtsorganen leiden, 
sind sofort nach der Feststellung des Zustandes aus 
dem Kuhbestand zu entfernen.

(VI) Kühe, die bei der intrakutanen Tuberkulin­
probe positiv reagieren oder bei denen der ein­
fache Verdacht oder die hohe Wahrscheinlichkeit 
für Tuberkulose oder für die in Abs. V bezeich- 
neten Erkrankungen besteht, sind sofort aus dem 
Bestand zu entfernen. Sie dürfen erst wieder ein­
gestellt werden, wenn der Grund für diese Maß­
nahme weggefallen oder tierärztlich festgestellt ist, 
daß die Annahme einer Erkrankung unbegründet 
war. Tuberkulinpositive oder sonst tuberkulosever- 
dächtige Tiere dürfen in den Bestand nicht wieder 
zurückgebracht werden.

(VII) Herrscht in dem Kuhbestand eine andere 
anzeigepflichtige Tierseuche, so darf bis nach Auf­
hebung der polizeilichen Schutzmaßnahmen Milch 
dieses Bestandes nicht als Vorzugsmilch in den Ver­
kehr gebracht werden.

(VIII) Kühe, die an vorübergehenden, weniger 
erheblichen Erkrankungen leiden, sind für die 
Dauer der Erkrankung gesondert zu stellen und von 
der Gewinnung von Vorzugsmilch auszuschließen.

Art. 14
Tierärztliche Überwachung

Eine Kuhhaltung, in der Vorzugsmilch gewonnen
wird, ist in folgender Weise regelmäßig tierärztlich
zu überwachen:
1. Alle drei Monate sind die Milchkühe klinisch auf 

alle Krankheiten zu untersuchen, die die Be­
schaffenheit der Milch nachteilig beeinflussen 
können oder Schutzmaßregeln im Sinn des § 4 
MG notwendig machen. Zweimal im Jahr sind 
damit Untersuchungen im Rahmen des staatlich 
gelenkten Tuberkulosebekämpfungsverfahrens 
nach den hierfür geltenden Bestimmungen zu 
verbinden; eine Untersuchung ist durch den zu­
ständigen Amtstierarzt durchzuführen. Für die 
Untersuchungen auf Tuberkulose gilt die Anwei­
sung in Anlage E der Ministerialbekanntmachung 
vom 27. April 1912 (GVB1. S. 403 in der Fassung 
der MBek. vom 25. 3. 1949 (BStAnz. Nr. 13) und 
vom 4. 7. 1951 (BStAnz. Nr. 28).

2. Zwischen zwei klinischen Untersuchungen ist der 
Kuhbestand unvorhergesehen einmal zu über­
prüfen. Dabei genügen die Besichtigung des Kuh­
bestandes und das Befragen des Tierbesitzers. 
Geben Tiere zur Beanstandung Anlaß, so sind 
sie klinisch zu untei-suchen.

3. Bei jeder regelmäßigen klinischen Untersuchung 
(Ziff. 1) und Bestandsüberprüfung (Ziff. 2) ist 
eine Mischmilchprobe von allen Kühen zu ent­
nehmen und zur Untersuchung an die zuständige 
Veterinäruntersuchungsanstalt oder eine andere 
vom Staatsministerium des Innern hierfür be­
nannte Stelle einzusenden. In größeren Bestän­
den sind Mischmilchproben von je 10 Tieren zu 
entnehmen. Außerdem sind von Tieren, bei 
denen Krankheitserscheinungen vorliegen, Ein­
zelmischproben zu entnehmen Die Kosten für die 
Laboratoriumsuntersuchungen trägt der Tier­
besitzer.

4. Das Ergebnis der Untersuchungen der eingesand­
ten Milchproben wird dem überwachenden Tier­
arzt durch die Untersuchungsstelle mitgeteilt. Er 
hat den Tierbesitzer hiervon und von den Maß­

nahmen zur Behebung etwaiger Beanstandungen 
zu unterrichten.

5. Bei den Untersuchungen und Überprüfungen des 
Bestandes sind auch die Beschaffenheit und Pflege 
des Stalles, die Pflege und Fütterung der Kühe, 
das Melken, die Behandlung der Milch und die 
Beschaffenheit der Einrichtungen und Gegen­
stände, die mit der Milch in Berührung kommen, 
zu überprüfen.

6. Die wesentlichen Ergebnisse der Überwachung 
sind durch den Tierarzt an Ort und Stelle in 
ein in der Kuhhaltung aufliegendes Nachschau­
buch für Zwecke der Nachprüfung einzutragen.

Art. 15
Fütterung, Haltung und Pflege der Kühe

(I) Die Fütterung der Kühe ist in folgender Weise 
durchzuführen:
1. Im Sommer sind sie möglichst auf gesunden, 

trockenen Weiden zu halten, in der kalten Jah­
reszeit täglich möglichst eine Stunde ins Freie 
zu lassen.

2. Im Stall darf nur außerhalb der Melkzeit ge­
füttert werden. Zur Fütterung dürfen nicht ver­
wendet werden Futtermittel, die verdorben (ran­
zig, schimmelig, faulig, muffig), minderwertig 
oder verfälscht sind, die Durchfall oder andere 
Verdauungsstörungen erzeugen oder der Milch 
einen ungewöhnlichen Geruch oder Geschmack 
verleihen, &ie gesäuerte oder gegorene Futter­
mittel aller Art, Treber und Schlempe, Obst­
trester, Küchenabfälle, Kohlblätter, Futtermittel 
tierischer Herkunft (Fleischmehl, Blutmehl, Fisch­
mehl, Molke) sowie Viehpulver oder Geheim­
mittel.

3. Zugelassen sind zur Fütterung: Getreideschrot,
Getreidefuttermehle und Getreidekleie, ferner von 
Ölkuchenarten: Soja-, Palmkern-, Kokos-, Lein- 
und Erdnußkuchenmehl. Weiter sind zugelassen 
gesunde, gut gereinigte Zucker-, Runkel-, Kohl- 
und Mohrrüben bis zu 30 kg täglich. An Stelle 
von Rüben darf gesundes Silofutter, dessen Her­
stellung von der Landesanstalt für Pflanzenbau 
und Pflanzenschutz überwacht und als „sehr gut“ 
befunden worden ist, in Mengen bis zu 30 kg 
verabreicht werden.

(II) Den Weisungen des Tierarztes über die Füt­
terung ist Folge zu leisten. Fütterungsübergänge 
dürfen nur allmählich vorgenommen werden.

(III) Die Kühe sind täglich nach Beendigung des 
Melkens gründlich zu putzen. Bei stärkerer Ver­
unreinigung des Körpers sind die schmutzigen Stel­
len mit warmem Seifenwasser und den sonstigen 
erforderlichen Reinigungsmitteln zu säubern und 
wieder trockenzureiben.

Art. 16
Gesundheitszustand des Personals

Für Vorzugsmilchbetriebe gelten die Anforderun­
gen des Art. 5 MV. Außerdem ist das Freisein des 
Personals von Erscheinungen, die die Beschaffen­
heit der Milch nachteilig beeinflussen können, ins­
besondere von Erscheinungen im Sinn des § 13 
Abs. 1 und 3 MG vor der Einstellung und dann 
alljä.hrlfbh durch eine Untersuchung des Amtsarztes 
oder Gutsarztes unter Mitbeteiligung der örtlich 
zuständigen Bakteriologischen Untersuchungsanstalt 
sicherzustellen. Die Beschäftigung von Personen, 
bei denen sich Beanstandungen ergeben, hat die 
Kreisverwaltungsbehörde für die Dauer dieser Er­
scheinungen zu verbieten.
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Art. 17
Melken

Für das Melken gelten die Vorschriften der §§ 3 
Nr. 3, 17 und 19 AV und folgende Bestimmungen:
1. Beim Melken ist die Schwanzquaste durch Klam­

mer oder Schnur festzuhalten. Die ersten Strah­
len aus jeder Zitze müssen zur Prüfung der Be­
schaffenheit der Milch in ein eigenes Gefäß ge­
molken werden. Diese Milch darf nicht unter die 
Vorzugsmilch kommen.

2. Das Melken hat nach der Allgäuer Melkmethode 
zu erfolgen. Durch das Melkpersonal ist der Be­
such eines Viehhaltungskurses und — soferne 
eine Melkmaschine verwendet wird — der er­
folgreiche Besuch eines Melkmaschinenlehrganges 
nachzuweisen. Das Naßmelken, Strippen und 
Knebeln ist verboten, dagegen ist die Verwen­
dung eines geruchlosen, guten Melkfettes ge­
stattet.

3. Zur Gewinnung der Milch dürfen nur Gefäße 
verwendet werden, die den Anforderungen des 
§ 3 AV entsprechen. Melkmaschinen werden nur 
dann zugelassen, wenn ihre gründliche Reini­
gung und Entkeimung nach jedesmaligem Ge­
brauch und ihre sorgfältige Instandhaltung ge­
währleistet ist. Das Vor- und Nachmelken hat 
mit der Hand zu geschehen.

4. Der Zustand der Euter ist zur rechtzeitigen Er­
kennung von Euterkrankheiten sorgfältig zu be­
obachten.

Art. 18
Behandlung der Vorzugsmilch (Reinigung, Küh­
lung, Verpackung, Aufbewahrung)

(I) Die Vorzugsmilch ist sofort nach der Gewin­
nung auf kürzestem Weg in den Milchbehand­
lungsraum zu bringen. Sie darf vorher nicht in 
andere Gefäße umgefüllt werden.

(II) Der Milchbehandlungsraum darf nur zur Be­
handlung der Vorzugsmilch, in keinem Fall aber 
zur gleichzeitigen Bearbeitung anderer Milch oder 
für andere Zwecke verwendet werden. Im übrigen 
gelten die Vorschriften des § 18 AV und folgende 
Bestimmungen:
1. Der Milchbehandlungsraum muß ausreichend be­

lichtet sein. Er soll mindestens 24 qm groß sein. 
An den Fenstern sind Fliegengitter so anzubrin­
gen, daß das öffnen der Fenster möglich ist, 
ohne daß die Fliegengitter entfernt werden 
müssen.

2. Der Fußboden muß mit so starkem Gefälle an­
gelegt sein, daß das Wasser von selbst abläuft.

3. Die Wände müssen bis zur Höhe von 2 m mit 
abwaschbarem, hellem Anstrich oder Belag ver­
sehen sein.

4. Die Reinigung der Gegenstände, die wiederholt 
mit Milch in Berührung kommen, darf nur in 
einem gesonderten Waschraum von mindestens 
10 qm Größe vorgenommen werden. Er muß die 
erforderlichen Reinigungseinrichtungen (Flaschen-, 
Kannen-Reinigungs-Entkeimungs- und Trock­
nungsvorrichtungen) besitzen. In ihm sind auch 
die gereinigten Geräte zu hinterstellen.

5. Dampferzeuger dürfen nicht in der Milchkammer 
stehen. Der Dampfkesselraum muß mindestens 
10 qm umfassen.

6. Im Milchbehandlungsraum und in dem gesonder­
ten Waschraum müssen heißes Wasser, am besten 
Dampf, und einwandfreies kaltes Wasser zur Ver­
fügung stehen. Für genügende Waschgelegenheit 
für die im Milchbehandlungsraum beschäftigten 
Personen ist zu sorgen.

7. Soferne kein gesonderter Kühlraum vorhanden ist, 
muß der Milchbehandlungsraum mit einem aus­
reichenden selbsttätigen Kühlschrank versehen 
sein.

(III) Die Milch ist im Milchbehandlungsraum so­
fort durch Wattefilter zu seihen. Die Wattefilter sind 
nach Bedarf zu erneuern. Einmal gebrauchte Watte­
filter dürfen nicht mehr verwendet werden.

(IV) Nach dem Seihen ist die Milch unter Verwen­
dung geeigneter Kühler bis auf mindestens + 5° C 
zu kühlen und möglichst in einem Arbeitsgang mit 
selbsttätigen Vorrichtungen auf keimfrei gemachte 
Originalpackungen (Glasflaschen, Pergapackungen 
u. ä.) abzufüllen. Pappscheibenverschlüsse dürfen 
nicht verwendet werden. Für Krankenhäuser, Heil­
anstalten, Säuglings- und Kinderheime, Erziehungs­
und Wohlfahrtsanstalten und ähnliche Einrichtungen 
kann die Milch bei Bezug von mindestens 10 Litern 
statt in Glasflaschen auch in gut instand gehaltenen, 
keimfrei gemachten, plombierten Behältnissen ab­
gegeben werden; sie müssen den Anforderungen des 
§ 9 MG und des § 21 AV entsprechen. Die abgefüllte 
Milch muß bis zur Beförderung in Kühlschränken 
oder Kühlräumen bei höchsten + 5° C aufbewahrt 
werden.

(V) Auf der Außenseite oder auf dem Verschluß 
der Flaschen und Behältnisse muß deutlich die Be­
zeichnung „Rohe Vorzugsmilch“ angebracht sein. Da­
neben kann in kleinerer Schrift die weitere Bezeich­
nung „Kindermilch“, „Säuglingsmilch“ oder eine 
andere gleichsinnige Bezeichnung angegeben werden. 
Weiter müssen Name und Wohnort des Erzeugers 
der Vorzugsmilch und der Wochentag der Gewinnung 
ersichtlich sein.

(VI) Vorzugsmilch darf als solche auch zum Genuß 
an Ort und Stelle nur in den verkaufsfertigen, un­
verletzten Originalpackungen des Erzeugers abge­
geben werden.

Art. 19
Beförderung der Vorzugsmilch

Die Beförderung der Vorzugsmilch von der Be­
triebsstätte des Erzeugers bis zum Abnehmer oder 
zur Bahnstation darf nur in gut geschlossenen, gegen 
Wärme geschützten und gefederten Milchwagen er­
folgen.

Abschnitt V
Bearbeitung und Verarbeitung der Milch

Zu den §§ 6, 7, 9, 12, 52 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c MG 
und zu den §§ 1 Abs. 3 Nr. 2, 13, 18, 19, 23, 29, 30 

Abs. 1 AV.

Art. 20
Begriffsbestimmungen der Bearbeitungs­
und Verarbeitungsstellen

(I) Milchlieferstellen im Sinn dieser Be­
stimmungen sind die Erzeugerbetriebe, die die darin 
gewonnene Milch an andere abgeben oder selbst­
gewonnenen Rahm an Milchsammel- oder Milch­
verarbeitungsstellen abliefern. Wenn sie im Durch­
schnitt eines Jahres täglich mindestens 300 Liter 
Milch bearbeiten oder verarbeiten und die hiefür 
erforderliche technische Einrichtung besitzen, dürfen 
sie die Bezeichnung Gutsmolkerei führen (§ 29 
Abs. 2 AV).

(II) Milchsammelstellen im Sinn dieser 
Bestimmungen sind milchwirtschaftliche Unterneh­
men, die Milch oder Rahm mehrerer Erzeuger­
betriebe annehmen und sie lediglich bearbeiten.

(III) Milchverarbeitungsstellen im Sinn 
dieser Bestimmungen sind milchwirtschaftliche Unter­
nehmen, die Milch oder Rahm bearbeiten und ver­
arbeiten oder nur verarbeiten. Milchverarbeitungs­
stellen sind auch die sogenannten Ausgleichsbetriebe 
der Trinkmilchversorgung, ferner die Rahmstationen, 
die Milch aus Milchlieferstellen entnehmen und den 
Rahm an Milchverarbeitungsstellen weiterliefern, 
endlich auch die Käsereifungs- und Käselager­
betriebe.
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(IV) Abfüllbetriebe (§ 9 Abs. 3 MG) sind:
1. die Milchlieferstellen. Bei ihnen genügen in der 

Regel einfache, dem Umfang des Betriebes an­
gepaßte Vorrichtungen zur Bearbeitung und Ab­
füllung der Milch sowie zur Reinigung der Milch­
geräte;

2. die Bearbeitungsstätten der Milchsammelstellen 
und Milchverarbeitungsstellen mit Einschluß der­
jenigen des Milchgroßhandels (Art. 41 MV), wenn 
sie sich mit dem Abfüllen von Milch oder Rahm 
in Gefäße oder Behältnisse im Sinn des § 9 Abs. 1 
MG befassen. Diese Bearbeitungsstätten müssen 
je nach der Art des Betriebes mit den erforder­
lichen Einrichtungen (Art. 32, 33, 35 und 36 MV) 
versehen sein.
Ob die notwendigen Einrichtungen in den Abfüll­

betrieben vorhanden sind, entscheidet die Kreisver­
waltungsbehörde nach Anhörung des Regierungs­
molkereirats.

(V) Milchsammelstellen und Milchverarbeitungs­
stellen dürfen die Bezeichnungen Molkerei, 
Meierei, Sennerei führen, wenn sie im Durchschnitt 
eines Jahres täglich mindestens 500 Liter Milch oder 
Rahm bearbeiten oder verarbeiten und wenn die 
hierfür erforderliche technische Einrichtung vorhan­
den ist (§ 29 Abs. I AV). Bei Berechnung dieser 
Durchschnittsmenge sind Alpbetriebe und die zu 
ihnen gehörenden Talbetriebe als wirtchaftliche Ein­
heit anzusehen.

(VI) Die Milchsammelstellen und Milchverarbei­
tungsstellen dürfen die Bezeichnung Milch werk, 
Milchhof, Milchzentrale, Milchfabrik, Butterwerk, 
Butterzentrale oder einen ähnlichen Namen, der 
auf einen größeren als den in Abs. V genannten 
Betrieb schließen läßt, nur führen, wenn sie im 
Durchschnitt eines Jahres täglich mindestens 10 000 
Liter Milch oder den aus dieser Milchmenge ge­
wonnenen Rahm bearbeiten oder verarbeiten.

(VII) Milchverarbeitungsstellen sind Sammel­
molkereien im Sinn des § 38 der Ministerialbekannt­
machung über den Vollzug des Viehseuchengesetzes 
vom 27. 4. 1912 i. d. Fassung der MinBek. vom 
26. 4. 1934 (GVB1. S. 270) und 23. 4. 1936 (GVB1. 
S. 80). Milch und Milchrückstände dürfen aus Milch­
verarbeitungsstellen nur nach vorheriger ausrei­
chender Erhitzung in behördlich genehmigten Ein­
richtungen (Art. 30 Abs. I MV) als Futtermittel für 
Tiere abgegeben oder als solche im eigenen Betrieb 
verbraucht werden.

Art. 21
Milchbehandlung beim Erzeuger
Zu den §§ 6, 7 und 12 MG und zu den §§ 17 und 
23 AV.

(I) Der Erzeuger hat die Milch sofort nach dem 
Melken unter Verwendung von Filtern (Wattefiltern, 
Seihtüchern) oder Zentrifugen zu reinigen. Wird 
die Milch nicht in der Betriebsstätte des Erzeugers 
unmittelbar an Verbraucher abgegeben, so ist sie 
bis zur Abgabe auf mindestens + 14°C zu kühlen 
und kühl zu halten. Die für die Käserei bestimmte 
Milch braucht auf Verlangen des Milchkäufers nicht 
geseiht und gekühlt zu werden, wenn sie unmittel­
bar nach dem Melken in die Käserei geliefert wird.

(II) Die von dem Erzeuger gemäß Abs. I vorbe­
handelte Milch ist täglich auf kürzestem Weg der 
Milchsammel- oder Milchverarbeitungsstelle zuzu­
führen. Zum Transport sind die Milchkannen auf 
vor direkter Sonneneinstrahlung und Verschmutzung 
geschützten, erhöhten Milchbänken bereitzüstellen.

(III) Die Milchsammelstellen, die Milchverarbei­
tungsstellen, die Milchgroßhändler und die ihnen 
nach Art. 41 Abs. IV MV gleichgestellten Milch­
kleinhändler haben die Milch zu reinigen und nach 
der Vorschrift des Art. 33 Abs. II MV zu kühlen 
und kühl zu halten.

Art. 22
Bearbeitungspflicht (Reinigung, Erhitzung, Tief­
kühlung)
Zu den §§ 4, 6, 7, 8, 12, 54 MG, §§ 4, 5, 13, 17, 23 AV

(I) Milcherzeuger, Milchsammelstellen, Molkereien 
und sonstige milchbe- und -verarbeitende Betriebe 
sowie Milchhändler dürfen Vollmilch, Trinkmilch, 
entrahmte Frischmilch und Rahm zum Verbrauch 
nur dann abgeben, wenn diese Erzeugnisse vor der 
Abgabe ordnungsgemäß bearbeitet wurden. Die Be­
arbeitung umfaßt eine sachgemäße Reinigung, Er­
hitzung und Tiefkühlung nach einem gemäß § 1 
Abs. 3 Nr. 2 b und 23 der 1. AV sowie Art. 21 und 30 
dieser Verordnung anerkannten Reinigungs-, Erhit- 
zungs- und Tiefkühlungsverfahren.

(II) Für die ordnungsgemäße Bearbeitung der 
Erzeugnisse im Sinne des Abs. I ist derjenige Be­
triebsinhaber verantwortlich, der die Erzeugnisse 
an den Handel oder an Verbraucher (Art. 41 Abs. I 
und IV MV) abgibt; die gleiche Verantwortung 
obliegt seinem Betriebsleiter. Diese- Verpflichtung 
trifft den abgebenden Betriebsinhaber und Betriebs­
leiter auch dann, wenn die Bearbeitung der Er­
zeugnisse vereinbarungsgemäß ganz oder teilweise 
von einem anderen Betrieb vorzunehmen ist.

(III) Die Verpflichtung zur Reinigung, Erhitzung 
und Tiefkühlung gilt auch für Milch aus Schlacht- 
und Viehhöfen sowie Viehhandelsunternehmen.

(IV) In Kantinen, Milchhäuschen, Schulen, Büro­
häusern sowie auf Bahnhöfen und Sportplätzen darf 
Milch zum Genuß an Ort und Stelle nur bearbeitet 
abgegeben werden. Dies gilt nicht für Vorzugs­
milch, die in unverletzten Originalpackungen ver­
abreicht wird. Trinkgefäße sind nach jeder Be­
nützung gründlich zu reinigen. Strohhalme oder 
Trinkhalme dürfen nur in verschlossener Umhül­
lung vorrätig gehalten und abgegeben werden.

Art. 23
Ausnahmen

(I) Die Vorschrift des Art. 22 gilt nicht
a) für Vorzugsmilch (Art. 11 Abs. I MV);
b) für Milch, die der Erzeuger in einem landwirt­

schaftlichen Betrieb gewinnt und an der Be­
triebsstätte unmittelbar zum eigenen Verbrauch 
an folgende Verbraucher abgibt:
1. an die in dem landwirtschaftlichen Erzeuger­

betrieb oder seinem Nebenbetrieb beschäftig­
ten Arbeitskräfte und deren Angehörige für 
die Dauer des Arbeitsverhältnisses;

2. an Altenteiler der Familie des Erzeugers;
3. an die im Erzeugerbetrieb wohnhaften Per­

sonen; als solche gelten nicht Insassen sowie 
Aufsichts- und Pflegepersonal von Kranken­
häusern, Altersheimen, Erziehungsanstalten, 
Strafanstalten und ähnliche Einrichtungen, mit 
denen landwirtschaftliche Betriebe verbunden 
sind.

4. an vereinzelte Abnehmer, wenn die Abgabe 
gelegentlich zum unmittelbaren Verzehr an 
Ort und Stelle erfolgt.

c) bei Zulassung einer Ausnahme nach Art. 24—26 
dieser Verordnung. Voraussetzung der Zulassung 
einer Ausnahme ist, daß die Befreiung von der 
Milchablieferungspflicht an die Molkerei nach 
Art. 4 der 4. Vollzugs Verordnung zum’ Milch- 
und Fettgesetz erteilt wurde.

(II) Die Ausnahmebestimmungen gelten nicht für 
Rahm jeden Fettgehaltes.

Art. 24
(I) Von der Vorschrift des Art. 22 MV kann all­

gemein eine Befreiung zugelassen werden für alle 
Erzeugerbetriebe in Gemeinden, Ortschaften, ge-
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trennten Gemeindeteilen oder Stadtrandgebieten, in 
denen sich kein Milchhandelsgeschäft befindet. Ist 
nach dem Gutachten des zuständigen Amtstierarztes 
anzunehmen, daß die Milchversorgung aus Erzeuger­
betrieben, die dem staatlich gelenkten, freiwilligen 
Tuberkulosebekämpfungsverfahren angeschlossen 
sind, sichergestellt erscheint, so ist die Befreiung 
von der Vorschrift des Art. 22 MV nur diesen Be­
trieben zu erteilen. Sobald die Möglichkeit besteht, 
ist die Erteilung der Befreiung auf die staatlich 
als tuberkulosefrei anerkannten Betriebe zu be­
schränken.

(II) Entspricht ein Stall nicht den gesundheitlichen 
Mindestbestimmungen des Milchgesetzes und der
1. AV sowie den gegebenenfalls vom Staatsmini­
sterium des Innern im Benehmen mit dem Staats­
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten gestellten weiteren allgemeinen Forderun­
gen für das betreffende Erzeugergebiet, so ist dem 
Erzeuger die Milchabgabe durch Einzelverfügung 
zu untersagen.

Art. 25
(I) Von der Vorschrift des Art. 22 MV kann auf 

Antrag des Milcherzeugers für einzelne Erzeuger­
betriebe auch in Gemeinden, Ortschaften, getrenn­
ten Gemeindeteilen oder Stadtrandgebieten, in 
denen sich Milchhandelsgeschäfte befinden, eine 
Befreiung erteilt werden.

(II) Voraussetzung der Befreiung ist, daß der Er­
zeugerbetrieb dem staatlich gelenkten, freiwilligen 
Tuberkulosebekämpfungsverfahren angeschlossen 
und einer laufenden regelmäßigen tierärztlichen 
Überwachung unterstellt ist. Außerdem sind stets 
die Bestimmungen der §§ 3, 4, 6 und 7 des MG 
sowie der §§ 3 und 4 der AV zu beachten. Ab
1. Januar 1958 ist eine Befreiung nur noch wirksam, 
wenn zu diesem Zeitpunkt der Tierbestand staat­
lich als tuberkulosefrei anerkannt ist.

(III) Der Tierhalter hat erstmals vor Erteilung 
der Befreiung und dann laufend vierteljährlich der 
Kreisverwaltungsbehörde eine Bescheinigung über 
die Ergebnisse der tierärztlichen Untersuchung 
(Abs. IV) vorzulegen. Ebenso hat er jeweils die 
Befunde über die Ergebnisse der Probeuntersuchun­
gen an der zuständigen Staatlichen Veterinärunter­
suchungsanstalt (Abs. V) der Kreisverwaltungs­
behörde vorzulegen.

(IV) Als laufende regelmäßige tierärztliche Über­
wachung des Rinderbestandes gilt nur eine minde­
stens vierteljährliche Untersuchung auf Tuberkulose, 
auf Eutererkrankungen und alle sonstigen auf Men­
schen übertragbaren Tierkrankheiten. Die Krank­
heiten, auf die sich die tierärztliche Untersuchung 
unbedingt erstrecken muß, sind:

1. Tuberkulose,
2. Infektion mit Bakterien der Enteritisgruppe,
3. Infektion mit Abortus Bang-Bakterien und
4. Gelber Galt.

(V) Der überwachende Tierarzt hat folgende Pro­
ben an die zuständige Staatliche Veterinärunter­
suchungsanstalt einzusenden:
1. Ausscheidungsproben bei klinisch tuberkulosever­

dächtigen Tieren,
2. bei der erstmaligen Untersuchung sowie zweimal 

jährlich eine Sammelmilchprobe, die gleichzeitig 
auf Tuberkulose, Abortus Bang, Enteritiskeime 
und Gelben Galt zu untersuchen ist und

3. Verfolgungs- und Einzelproben bei positivem Be­
fund der vorher eingesandten Proben.

Art. 26
(I) In Gemeinden, Ortschaften, getrennten Ge­

meindeteilen oder Stadtrandgebieten ohne Milch­
handelsgeschäft (Art. 24 Abs. I MV) kann eine Ab­
gabe von Milch unter der Befreiung der Bearbei­

tungspflicht nach Art. 22 MV auch Milchsammel­
stellen und Milchverarbeitungsstellen (Art. 20 und 35 
Abs. II MV) erteilt werden, die berechtigt sind, einen 
beschränkten örtlichen Bedarf an Trinkmilch oder 
entrahmter Trinkmilch zu decken (Art. 3 Abs. 3 der
4. WO zum MFG).

(II) In Gemeinden, Ortschaften, getrennten Ge­
meindeteilen oder Stadtrandgebieten mit Milch­
handelsgeschäften (Art. 25 Abs. I MV) kann auch 
diesen der Bezug und die Abgabe von Milch unter 
Befreiung von der Bearbeitungspflicht nach Art. 22 
MV gestattet werden.

(III) Die Genehmigung nach Abs. I und II darf 
nur erteilt werden, wenn eine ordnungsgemäße Ver­
sorgung der Verbraucher mit molkereimäßig bear­
beiteter Milch nicht sichergestellt werden kann.

(IV) Voraussetzung für die Genehmigung nach 
Abs. I und II ist, daß die Milch aus namentlich zu 
bezeichnenden Erzeugerbetrieben stammt, die einer 
laufenden regelmäßigen tierärztlichen Überwachung 
unterstellt (Art. 25 Abs. IV und V MV) und dem 
staatlich gelenkten, freiwilligen Tuberkulosebekämp- 
fungsverfahren angeschlossen sind (Art. 25 Abs. II 
und III MV) und daß die Milch gesondert aufbe­
wahrt sowie deutlich als Rohmilch gekennzeichnet 
wird (Art. 27 MV). Soferne aus örtlichen Gründen 
die Erfüllung der im Satz 1 gestellten Anforderun­
gen nicht möglich erscheint, kann für Milchsammel­
stellen und Milchverarbeitungsstellen hievon durch 
die zuständige Regierung nach Anhörung des Regie­
rungsmolkereirats, Regierungsveterinärrats und des 
Staatlichen Gesundheitsamtes eine Befreiung erteilt 
werden; für das Gebiet der Emmentalerkäserei ist 
die Regierung ermächtigt, diese Befugnis auf die 
Kreisverwaltungsbehörde zu übertragen.

(V) Dem Antrag auf Genehmigung zur Abgabe von 
Rohmilch hat der Inhaber des Milchgeschäftes, der 
Milchsammelstelle oder Milchverarbeitungsstelle fol­
gende Beilagen anzufügen:
1. ein Verzeichnis sämtlicher Lieferbetriebe,
2. für jeden Lieferbetrieb

a) den Befund über das erste Ergebnis der tier­
ärztlichen Untersuchung im Zuge der laufenden 
tierärztlichen Überwachung,

b) den Befund über das erste Ergebnis der Unter­
suchung von Sammelmilchproben an der zu­
ständigen Staatlichen Veterinäruntersuchungs­
anstalt,

c) eine Bestätigung des Amtstierarztes, daß der 
Rinderbestand des Lieferbetriebes, dem staat­
lich gelenkten, freiwilligen Tuberkulosebekämp- 
fungsverfahren angeschlossen ist,

3. eine Stellungnahme des Staatlichen Gesundheits­
amtes.

Nach Erteilung der Genehmigung ist der Befund 
über das Ergebnis der vierteljährlichen tierärztlichen 
Untersuchungen und der halbjährlichen Untersuchung 
von Sammelmilchproben an der zuständigen Staat­
lichen Veterinäruntersuchungsanstalt jeweils der 
Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. Dies entfällt, 
wenn der Milcherzeuger die Bescheinigungen ent­
sprechend Art. 25 Abs. III selbst zur Vorlage ge­
bracht hat.

(VI) Für die Genehmigung nach Abs. I und II gilt 
Art. 24 Abs. I Satz 3 sinngemäß.

Art. 27
Aushang

Soweit gemäß Art. 23—26 MV für bestimmte Be­
triebe Ausnahmen von der Erhitzungspflicht zu­
gelassen oder genehmigt wurden, haben diese an 
der Abgabestelle einen deutlich sichtbaren Hinweis 
anzubringen, daß die Milch nicht erhitzt ist. Der 
Hinweis ist in folgendem Wortlaut zu halten:
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R o h m i 1 c h
Die in diesem Betrieb ausgegebene Milch (Ent­

rahmte Milch) ist nicht erhitzt. Sie ist daher vor 
dem Genuß abzukochen.

Art. 28
Keimzahl

Die bearbeitete Milch darf unmittelbar nach Durch­
führung des Bearbeitungsverfahrens bei sachver­
ständiger Probenahme einen von den beteiligten 
Staatsministerien festgesetzten Keimgehalt nicht 
überschreiten.

Art. 29
Verfahren

(I) Die Genehmigung der Befreiung von der Be­
arbeitungspflicht erfolgt:

a) im Falle des Art. 24 MV auf Antrag der Kreis­
verwaltungsbehörde durch allgemeine Verfügung 
der Regierung,

b) im Falle des Art. 25 MV durch Einzelverfügung 
der Kreisverwaltungsbehörde und

c) im Falle des Art. 26 MV durch Einzelverfügung 
der Regierung.

(II) Die mit einer Begründung und Angabe der 
Kuhzahl der beteiligten Erzeugerbetriebe versehe­
nen Anträge auf eine Ausnahmegenehmigung sind 
regelmäßig bei der Kreisverwaltungsbehörde ein­
zureichen. Sie sind von dieser nach entsprechender 
Vorbehandlung, Anhörung des beamteten Tier­
arztes und des Staatlichen Gesundheitsamtes sowie 
nach abschließender Stellungnahme des Regierungs­
molkereirats in den Fällen des Abs. I Buchst, b 
zu verbescheiden, in denen des Abs. I Buchst, a 
und c der Regierung vorzulegen; in letzteren Fäl­
len wird die Stellungnahme des Regierungsmolke­
reirats von der Regierung erholt. Die Genehmigung 
kann auf bestimmte Mengen oder Formen der Ab­
gabe beschränkt sowie mit Auflagen oder Fristen 
erteilt werden. Sie kann widerrufen werden, wenn 
die Voraussetzungen für die Befreiung wegfallen, 
die gesetzten Auflagen nicht erfüllt wurden oder 
eine Veränderung der allgemeinen Verhältnisse 
dies erfordert.

(III) Gegen die Entscheidung der Kreisverwal­
tungsbehörde ist innerhalb von zwei Wochen Be­
schwerde an die Regierung, gegen die Erstentschei­
dung der Regierung innerhalb gleicher Frist Be­
schwerde an das Staatsministerium zulässig.

Art. 30
Hocherhitzung, Dauererhitzung und Kurzzeit­
erhitzung
Zu den §§ 4 und 12 MG und zu § 1 Abs. 3 Nr. 2 
und § 4 AV.

(I) Zur Hocherhitzung, Dauererhitzung und Kurz­
zeiterhitzung der Milch dürfen nur die vom Staats­
ministerium einzeln genehmigten Einrichtungen 
verwendet werden.

(II) Die Einrichtungen müssen nach den Vor­
schriften der Staatsministerien des Innern und für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ausgestattet 
und betrieben werden.

(III) Die Einrichtungen sind, unbeschadet der 
lebensmittelaufsichtlichen Überwachung des Betrie­
bes durch den beamteten Tierarzt und der Beauf­
sichtigung durch den Regierungsmolkereirat nach 
besonderer Anweisung der Staatsministerien des 
Innern und für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten fortlaufend zu überwachen.

(IV) Maßgebend für die Genehmigung, den Betrieb 
und die Überwachung der Erhitzungseinrichtungen 
ist die Bekanntmachung der Staatsministerien 
des Innern und für Wirtschaft vom 22. November 
1935 (GVB1. S. 756) über Milcherhitzungseinrichtun­

gen i. d. Fassung vom 23. 4. und 7. 8. 1936 (GVB1. 
S. 80 und 152).

Art. 31
Abfüllung in Gefäße oder Behältnisse
Zu § 9 MG und § 21 AV.

(I) In verkaufsfertigen Packungen darf Milch nur 
als Vorzugsmilch oder als pasteurisierte Milch in 
den Verkehr gebracht werden. Dabei darf die Milch 
unter Beachtung der hierfür bestehenden Bestim­
mungen auch homogenisiert und vitaminiert wer­
den. Die Abfüllung ist nur den in Art. 20 Abs. IV 
MV genannten Betrieben gestattet. Auf der Packung 
ist gut lesbar auch der Tag der molkereimäßigen 
Abfüllung anzugeben.

(II) Wenn aus betriebstechnischen Gründen die 
Auslieferung der verkaufsfertigen Packungen an 
den Handel am Abfülltag nicht möglich ist, kann 
auf der Packung anstelle des Abfülltages der Tag 
der Auslieferung durch den Abfüllbetrieb angege­
ben werden, soferne die Auslieferung spätestens 
innerhalb 24 Stunden nach der Anlieferung der 
Milch an den Abfüllbetrieb erfolgt.

Art. 32
Die Räume der Milchsammelstellen
Zu den §§ 6 und 7 MG und zu dem § 18 AV.

Die Räume der Milchsammelstellen dürfen nur 
bestimmungsgemäß benützt werden. Für sie gelten 
die Vorschriften des § 18 AV und folgende Bestim­
mungen:

1. Die Fensterfläche muß zur Höhe der Betriebs­
räume und ihrer Bodenfläche in einem günstigen 
Verhältnis stehen, so daß die Räume bei Tag gut 
beleuchtet sind. Ferner müssen gut wirkende Lüf­
tungseinrichtungen eingebaut sein. Die Fenster der 
Keller- und Lagerräume müssen in der Weise mit 
Fliegengittern versehen sein, daß die Fenster ohne 
Entfernung der Fliegenschutzeinrichtung geöffnet 
werden können.

2. Jeder Betriebsraum muß ausreichend beleuch­
tet werden können.

3. Der Fußboden muß wasserundurchlässig und 
in allen Betriebsräumen mit einem solchen Gefälle 
angelegt sein, daß das Wasser guten Ablauf zur 
Abführungsstelle hat. An der letzteren muß ein 
Geruchsverschluß angebracht sein.

4. Die Wände und Decken sämtlicher Betriebs­
räume müssen, soweit sie nicht abwaschbar her­
gestellt sind, bei Bedarf, mindestens aber einmal 
jährlich, mit Kalkanstrich versehen werden.

5. Es muß einwandfreies, frisches und womöglich 
laufendes Wasser in ausreichender Menge mit ge­
nügenden Abzapfstellen vorhanden sein. Reines Kühl­
wasser ist so abzuleiten, daß eine Durchfeuchtung 
der Mauern des Gebäudes und eine Versumpfung 
seiner Umgebung ausgeschlossen ist. Alle sonstigen 
Abwässer sind in geschlossenen, leicht durchspül- 
baren Tonrohrleitungen aus den Betriebsräumen in 
Kanäle, wasserreiche Bäche oder in Sammelgruben 
abzuführen. An allen Einlaufstellen der Rohrleitun­
gen im Innern der Betriebsräume sind Geruchsver­
schlüsse anzubringen. Die einschlägigen bau- und 
gesundheitspolizeilichen Vorschriften, insbesondere 
auch die polizeilichen Vorschriften über Versitz­
gruben sind bei Um- und Neubauten streng zu 
beachten. Bei allen nach Art. 37 des Wassergesetzes 
erlaubnispflichtigen Zuführungen von Abwässern ist 
dafür zu sorgen, daß mit den Bauplänen zugleich 
auch das Gesuch nach § 96 der Vollzugsvorschriften 
zum Wassergesetz an die Kreisverwaltungsbehörde 
eingereicht wird.

6. Zur Verhinderung der Verschmutzung der Be­
triebsräume sind vor dem Gebäude der Milchsam­
melstelle alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 
Die Zugänge und Zufahrten müssen gepflastert und
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ausreichend beleuchtet sein. Stallungen, Misthaufen, 
Dung-, Jauche-, Abort- und Versitzgruben müssen 
von dem Gebäude so weit entfernt sein, daß die 
Milch und das im Betrieb verwendete Wasser keiner 
nachteiligen Beeinflussung ausgesetzt sind. Bei Neu­
bauten muß die Entfernung in der Regel mindestens 
12 Meter betragen.

7. Milchsammelstellen müssen von anstoßenden 
Wohnräumen durch vollständig abschließende Mauern 
getrennt sein. Ebenso dürfen unter dem Erdgeschoß 
untergebrachte Betriebsräume mit anders verwen­
deten Kellerräumen in keiner Verbindung stehen.

8. Wohn- und Schlafräume in den Betriebsgebäu­
den müssen, soweit nicht besondere Vorschriften 
weiteres anordnen, den Anforderungen der Gesund­
heitspflege entsprechen und stets rein gehalten, 
werden.

Art. 33
Die Einrichtungen der Milchsammelstellen
Zu den §§ 6, 7 und 12 MG und zu den §§ 4, 13, 19 
und 23 AV.

(I) Für die Annahme der Milch müssen die erfor­
derlichen Meßgeräte oder Milchwaagen und An­
nahmebehältnisse vorhanden sein, für die Reinigung 
und Kühlung der Milch die notwendigen Reinigungs­
einrichtungen (§ 23 Abs. 1 AV) und Kühlungsein­
richtungen, in den Fällen des § 4 AV und des Art. 22 
MV die notwendigen Tiefkühlungs- und Erhitzungs­
anlagen, bei Flaschenabfüllung der Leistung des 
Betriebes angepaßte Einrichtungen zur Reinigung, 
Entkeimung und Füllung der Flaschen.

(II) Bis zur Ablieferung ist die Milch in ausbe­
tonierten Wassertrögen mit durchfließendem Wasser 
oder in Kühlräumen aufzubewahren. Bei Tiefküh­
lung der Milch müssen Kühlräume oder isolierte 
Behälter zur Kühlhaltung verwendet werden. Bei 
einfacher Wasserkühlung muß die Abkühlung der 
Milch auf mindestens + 14 Grad C dauernd sicher­
gestellt sein.

(III) Außerdem muß ein Dampferzeuger oder eine 
Heißwasserbereitungsanlage (z. B. ein elektrisch ge­
heizter Heißwasserspeicher) für die Reinigung der 
Geräte vorhanden sein. Bei Neu- und Umbauten 
muß der Dampferzeuger außerhalb des Betriebs­
raums aufgestellt werden.

(IV) Werden Erhitzungsanlagen geschaffen, so 
muß gemäß § 1 Abs. 3 Nr, 2 b AV die pasteurisierte 
Milch im unmittelbaren Anschluß an die Erhitzung 
tiefgekühlt werden (§ 23 Abs. 3 AV). Zu diesem 
Zweck muß die erforderliche Tiefkühlungsanlage 
in den Betrieb eingebaut sein.

(V) Zur weiteren Ausrüstung der Milchsammel­
stellen sind anzuschaffen:

ein amtlich geprüftes Thermometer, das eine 
Höchstbelastung von + 105 Grad C zuläßt, 
Milchspindel mit Zubehör,
Schmutzprüfer,
Vorrichtungen zur Vornahme der Prüfung auf 
den Frischezustand, alle zur Fettgehaltsbestim­
mung sowie zur Durchführung der Güteprüfung 
notwendigen Geräte und Chemikalien.

Art. 34
Verwendung und Reinigung der Geräte der Milch­
sammelstellen
Zu den §§ 6 und 7 MG und zu § 19 AV.

(I) Sämtliche Geräte der Milchsammelstellen dür­
fen nur zu ihrem bestimmungsgemäßen Gebrauch 
benützt werden.

(II) Über die Reinigung und Entkeimung von Ein­
richtungen und Gegenständen wird bestimmt:

1. Die Einrichtungen und Gegenstände müssen 
nach jedesmaligem Gebrauch unter Verwendung 
geeigneter Reinigungs- und Entkeimungsmittel be­
handelt und getrocknet werden.

2. Erhitzer, und Rohrleitungen sind nach der 
Reinigung (auch bei Anwendung der chemischen 
Reinigung) zu öffnen. Die Entkeimung hat unmittel­
bar vor Betriebsbeginn nach einem wirksamen Ver­
fahren zu erfolgen.

3. Die angewendeten Reinigungs- und Entkei­
mungsverfahren sowie Reinigungs- und Entkei­
mungsmittel dürfen mit den übrigen Bestimmun­
gen des MG und der 1. AV nicht in Widerspruch 
stehen.

(III) Die im Verkehr mit Trinkmilch zwischen den 
Erzeugerbetrieben, Sammelstellen und Handels­
betrieben verwendeten gefüllten Beförderungs­
gefäße müssen mit dichten Verschlüssen versehen 
sein Zum Versand der Milch in die Verbraucher­
orte dürfen nur solche Gefäße Verwendung finden, 
die in gut befestigten Aufschriften den Namen und 
den Betriebssitz des Lieferers und des Empfängers 
oder die Liefernummer und bei Bahnbeförderung 
Aufgabe- und Empfangsbahnhof deutlich erkennen 
lassen.

Art. 35
Herstellung von Milcherzeugnissen und Lieferung 
von Trinkmilch
Zu den §§ 6 und 7 MG und zu den §§ 18 und 19 AV.

(I) Für Milchverarbeitungsstellen, die außer Milch­
erzeugnissen auch Trinkmilch liefern, gelten die Vor­
schriften der Art. 32 — 34 MV und folgende Be­
stimmungen:

1. Die Räume für die Milchbearbeitung und für 
die Herstellung von Butter sind von der Käserei 
vollständig zu trennen. Sämtliche Räume dürfen 
nur zu ihrem bestimmungsmäßigen Gebrauch be­
nützt werden. Die Herstellung und Lagerung von 
anderen Fetten in den Räumen ist verboten.

2. In Käsereien und in Käsereifungs- und Käse­
lagerbetrieben braucht der Boden unter den in den 
Kellern befindlichen Gestellen — in Abweichung 
von der Vorschrift des Art. 32 Ziff. 3 MV — nicht 
wasserundurchlässig zu sein; er soll jedoch mit 
einem leicht zu reinigenden Material belegt sein.

3. An Nebenräumen müssen vorhanden sein:
a) ein Raum, in dem die Milch auf Schmutzgehalt, 

Frischezustand (Säuregrad) und Fettgehalt, in 
Käsereien außerdem auch auf Käsereitauglich­
keit untersucht werden kann. Die Untersuchung 
der Milch jedes einzelnen Lieferers muß min­
destens einmal im Monat im Betrieb oder durch 
eine staatlich anerkannte Untersuchungsanstalt 
ausgeführt werden. Das Ergebnis der Unter­
suchung ist fortlaufend in eine Liste einzutragen. 
Der Untersuchungsraum muß mit den im Art. 33 
Abs V MV angegebenen Einrichtungsgegenstän­
den ausgestattet sein;

b) ein Umkleide- und Waschraum;
c) eine den bestehenden Vorschriften entsprechende 

Abortanlage.
4. Diese Betriebe müssen die nach dem Vieh­

seuchengesetz erforderlichen Erhitzungsanlagen so­
wie Kannenreinigungs- und Entkeimungseinrich­
tungen haben.

5. Milchbeförderungsgefäße dürfen nur zu diesem 
Zweck, nicht aber zur Rücklieferung von erhitzten 
Molkereirückständen oder sonstigen Abfällen aller 
Art mit Ausnahme der Mager- und Buttermilch 
verwendet werden.

6. Der anfallende Zentrifugalschlamm ist täglich 
zu verbrennen oder zu vergraben.

(II) Milchverarbeitungsstellen, die neben der Her­
stellung von Milcherzeugnissen nur einen be­
schränkten örtlichen Bedarf an Trinkmilch decken, 
brauchen für die Bearbeitung der Trinkmilch keine 
eigenen Räume.
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Art. 36
Ausschließliche Herstellung von Milcherzeugnissen
Zu den §§ 6 und 7 MG und zu den §§ 18 und 19 AV.

(I) Für Milchverarbeitungsstellen, die ausschließ­
lich Milcherzeugnisse hersteilen, gelten die Vor­
schriften der Art. 32, 33 Abs. I, III und V sowie 
Art. 34 Abs I und II und 37 MV. Außerdem müssen 
diese Milchverarbeitungsstellen die nach dem Vieh­
seuchengesetz erforderlichen Erhitzungsanlagen so­
wie Kannenreinigungs- und Entkeimungseinrichtun­
gen haben.

(II) In Emmentalerkäsereien dürfen zur Vorrei­
fung der Milch für die Verarbeitung Holzgefäße 
verwendet werden (Art. 7 Abs. II Nr. 3 MV).

(III) Im übrigen gelten die Vorschriften des Art. 
33 MV entsprechend.

(IV) Rahmstationeh (Art. 20 Abs. IV MV) müssen 
den Vorschriften des § 18 Abs. 1 AV entsprechen. 
Weiter muß dort einwandfreies, frisches, womöglich 
laufendes Wasser für die Kühlung des Rahmes und 
heißes Wasser für die Reinigung der Räume und 
Geräte vorhanden sein. Sie müssen ausreichende 
Erhitzungsanlagen sowie Kannenreinigungs- und 
Entkeimungseinrichtungen haben.

Art. 37
Verantwortlichkeit des .Betriebsinhabers

Für die Einhaltung der Vorschriften dieses Ab­
schnittes ist der Inhaber oder Leiter des Betriebes 
verantwortlich und — innerhalb seines Arbeits­
bereiches — jeder Angestellte, der Milch selbständig 
zu bearbeiten oder zu verarbeiten hat.

Art. 38
Baupolizeiliche Genehmigung

Vor der baupolizeilichen Genehmigung von Neu- 
und Umbauten der in den Art. 32 bis 36 und 41 
Abs. I MV bezeichneten milchwirtschaftlichen Be­
triebe hat die Kreisverwaltungsbehörde den Regie­
rungsmolkereirat zu hören. Dieser soll bei größeren 
Bauvorhaben die milchwirtschaftliche Maschinen- 
und Bauberatungsstelle beteiligen.

Art. 39
Ausnahmen
Zu den §§ 14 Abs. 2 und 30 Abs. 2 AV.

(I) Die Vorschriften der §§ 15 Abs. 1, 16 Nr. 1, 18 
und 19 AV und der Art. 32 und 33, 35 und 36 MV 
gelten nicht für Alpsennereien. Doch muß in diesen 
Betrieben den allgemeinen Anforderungen der Ge­
sundheitspflege und Reinlichkeit entsprochen wer­
den.

(II) Die Regierung kann in besonderen Einzelfällen, 
insbesondere wenn der Vollzug der Vorschriften eine 
schwere wirtschaftliche Härte bedeuten würde, nach 
Anhörung des Regierungsmolkereirats Ausnahmen 
von den Vorschriften der Art. 32, 33, 35 und 36 MV 
zulassen, soweit nicht andere Vorschriften, insbeson­
dere solche zur Bekämpfung von Krankheiten bei 
Menschen und Tieren, entgegenstehen.

Abschnitt VI 
Abgabe der Milch

Zu den §§ 2, 11 und 14 bis 19 MG 
und den §§ 24 bis 26 AV 

Art. 40
Abgabe von Milch durch Milcherzeuger 
an Verbraucher
Zu § 26 Abs. 2 AV.

(I) Der Inhaber eines landwirtschaftlichen Betrie­
bes unterliegt bei der Abgabe der in seinem Betrieb 
gewonnenen Milch innerhalb und außerhalb der Be­
triebsstätte den Bestimmungen der Art. 22^29 MV.

Die Bestimmungen des MFG und die dazu ergange­
nen Vollzugsvorschriften bleiben unberührt.

(II) Der Inhaber -eines Milcherzeugungsbetriebes, 
der nicht landwirtschaftlicher Betrieb im Sinne des 
§ 20 AV ist, bedarf bei jeder Abgabe von Milch 
der Erlaubnis nach § 14 MG.

Art. 41
Milchgroß- und Milchkleinhandel
Zu den §§ 6 und 7 MG und zu den §§ 18 und 19 AV.

(I) Wer Trinkmilch kauft, um sie an Wiederver­
käufer abzusetzen, betreibt Milchgroßhandel im 
Sinn dieser Bestimmungen. Als Wiederverkäufer 
gelten nicht die im § 2 Abs. 2 MG erwähnten Ver­
braucher. Der Milchgroßhändler ist auch befugt, 
Milch unmittelbar an Verbraucher abzugeben.

(II) Für den Milchgroßhandel gelten hinsichtlich 
der Bearbeitung, Abfüllung, Aufbewahrung und 
Verarbeitung der Milch sowie der Reinigung und 
Trocknung der mit Milch in Berührung kommen­
den Gegenstände, insbesondere auch der Beförde­
rungsgefäße, die einschlägigen Vorschriften der 
Art. 32 mit 38 MV. Der Milchgroßhändler hat hiezu 
geeignete, von den Milchbe- und -verarbeitungs­
räumen getrennte Räume sowie die nötigen Ein­
richtungen zur Reinigung und Trocknung solcher 
Gegenstände in seinem Hauptgeschäft oder in sei­
nen Zweigstellen zu schaffen.

(III) Wer Trinkmilch kauft, um sie ausschließlich 
unmittelbar an Verbraucher abzugeben, betreibt 
Milchkleinhandel im Sinn dieser Bestimmungen. 
Für den Milchkleinhändler gilt bezüglich der Auf­
bewahrung der Milch sowie der Reinigung und 
Trocknung der mit Milch in Berührung kommen­
den Gegenstände und der hierzu erforderlichen Ein­
richtungen Abs. II Satz 1 dieser Vorschrift nach 
dem Umfang seines Geschäfts entsprechend. Er hat 
insbesondere die an ihn gefüllt gelieferten Milch­
kannen und Milchflaschen vor der Rückgabe an 
den Absender baldmöglichst vorzureinigen.

(IV) Für den Milchkleinhändler, der die Milch 
unmittelbar oder mittelbar vom Erzeuger kauft, 
gilt Absatz II dieser Vorschrift entsprechend.

Mittelbarer Kauf vom Erzeuger liegt vor, wenn 
der Milchkleinhändler die Milch von einem Milch­
sammler erwirbt. Den Umfang der für ihn erfor­
derlichen Räume und Einrichtungen bestimmt die 
Kreisverwaltungsbehörde nach Anhörung des Re­
gierungsmolkerei rates.

Art. 42
Erlaubnis verfahren
Zu den §§ 14 mit 18 und 35 MG und zu den Art. 22 
bis 29 MV.

(I) Wer ein Unternehmen zur Abgabe von Milch, 
Rahm, Magermilch, Molke, Buttermilch, Joghurt, 
Kefir oder Sauermilch eröffnen oder weiterführen 
will, hat bei der Kreisverwaltungsbehörde die Er­
laubnis zu beantragen und dabei nachzuweisen, daß 
die im § 14 Abs. 5 MG geforderten Voraussetzun­
gen gegeben sind. Über den Antrag entscheidet die 
Kreisverwaltungsbehörde, in deren Bezirk sich die 
Niederlassung oder die Zweigstelle des Unterneh­
mens befindet. Die Erlaubnis gilt grundsätzlich nur 
für den Bereich der sie erteilenden Kreisver­
waltungsbehörde, soferne sie nicht ausdrücklich 
im Erlaubnisbescheid auf den Bereich einer anderen 
Kreisverwaltungsbehörde erstreckt wird. In diesem 
Falle ist zuvor die Kreisverwaltungsbehörde zu 
hören, in deren Bereich die Milch vertrieben wer­
den soll. Die technische und fachliche Begutachtung 
der Erlaubnisanträge obliegt dem Regierungsmolke­
reirat.

(II) Die Einholung einer Erlaubnis nach § 14 MG 
ist nicht erforderlich, wenn sich der Inhaber eines 
landwirtschaftlichen Betriebes auf die Abgabe der
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darin gewonnenen Milch an seiner landwirtschaft­
lichen Betriebsstätte beschränkt. Jedoch sind die 
Bestimmungen der Art. 22—29 MV zu beachten.

(III) Die Erlaubnis kann auf Zeit oder Widerruf 
erteilt werden, wenn nur auf diese Weise die Errei­
chung der Mindestmenge feststellbar und im Falle, 
daß sie nicht erreicht wird, die Schließung des Be­
triebes gewährleistet ist.

(IV) Die nach § 14 MG erteilte Erlaubnis erlischt, 
wenn sie mindestens ein halbes Jahr ununterbro­
chen nicht ausgeübt wurde.

(V) Die Bestimmungen des Milch- und Fett­
gesetzes bleiben von dieser Erlaubnis unberührt. 
Bei Prüfung der Voraussetzungen zur Erlaubnis­
erteilung hat daher die Kreisverwaltungsbehörde im 
Benehmen mit dem Regierung'smolkereirat zu prü­
fen, ob nicht Maßnahmen nach §§ 1—8 MFG ent­
gegenstehen.

Art. 43
Zuverlässigkeit, Sachkunde und Gesundheit der 
Unternehmer und Gehilfen

(I) Unzuverlässigkeit eines Antragstellers liegt in 
der Regel vor, wenn
1. der Antrag mit unwahren Angaben begründet 

wird;
2. der Leumund des Unternehmers oder der mit der 

Leitung des Betriebes oder einzelner Abteilungen 
beschäftigten Personen nicht einwandfrei ist;

3. der Unternehmer bisher ohne die erforderliche 
behördliche Erlaubnis den Handel mit Milch 
betrieben hat;

4. der Unternehmer Hilfskräfte beschäftigt, von 
denen er weiß, daß sie den gesundheitlichen 
Anforderungen nicht entsprechen oder daß ihnen 
die Erlaubnis zum selbständigen Milchhandel 
wegen Unzuverlässigkeit im Sinne der Ziff. 2 
versagt ist;

5. der Unternehmer seine Milchlieferer vorsätzlich 
schädigt oder geschädigt hat oder behördliche 
Preisfestsetzungen nicht eingehalten hat;

6. der Unternehmer wegen Milchfälschung oder wegen 
Zuwiderhandlung gegen das Lebensmittelgesetz 
wiederholt rechtskräftig verurteilt worden ist;

7. der Unternehmer mehrfach im Bußgeldverfahren 
nach dem Gesetz zur weiteren Vereinfachung 
des Wirtschaftsstrafrechtes (Wirtschaftsstrafgesetz 
1954) vom 9. 7. 1954 (BGBl. I S. 175) oder nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 
25. 3. 1952 (BGBl. I S. 177) bestraft wurde.
(II) Die notwendige Sachkunde hat der verant­

wortliche Leiter eines Milchgroßhandelsbetriebes 
sowie der verantwortliche Leiter eines milchbe- 
oder -verarbeitenden Betriebes — abgesehen von 
einfachen Milchsammelstellen oder Rahmslationen 
— durch das Zeugnis über die Meisterprüfung für 
das Molkerei- und Käsereigewerbe oder eine ihr 
gleichgestellte Schlußprüfung an einer staatlich an­
erkannten milchwirtschaftlichen Fachschule nach­
zuweisen.

(III) Die Kreisverwaltungsbehörde hat ferner zu 
prüfen, ob die für die Erlaubniserteilung gemäß § 14 
Abs 5 MG notwendigen gesundheitlichen Voraus­
setzungen der im Betrieb tätigen Personen vor­
liegen.

(IV) Der verantwortliche Leiter eines Milchklein­
handelsbetriebes oder einer einfachen Milchsam­
melstelle hat die erforderliche Sachkunde durch 
praktische Betätigung unter Anleitung von minde­
stens einer Woche in einem Milchbe- oder -Ver­
arbeitungsbetrieb und durch Teilnahme an einem 
von einer Molkereischule oder durch die zustän­
dige Berufsgruppe eingerichteten Fachlehrgang 
nachzuweisen.

(V) Für Stellvertreter (§ 15 MG) gelten die Vor­
schriften der Absätze II und III entsprechend.

(VI) Milchgroßhändler und die ihnen nach Art. 41 
Abs. IV MV gleichgestellten Milchkleinhändler dür­
fen im milchwirtschaftlichen Betrieb mit der Be- 
oder Verarbeitung der Milch nur Fachgehilfen be­
schäftigen. Diese haben ihre Sachkunde durch das 
Prüfungszeugnis als Obermeier für das Molkerei- 
und Käsereigewerbe nachzuweisen. Das gleiche gilt 
für die Leiter von Rahmstationen.

(VII) Wird Milch von einem Milchgroß- oder 
-kleinhändler in mehreren Zweigstellen ausgegeben, 
so hat auch jeder verantwortliche Leiter oder Ge­
schäftsführer oder Verkäufer jeder Zweigstelle die 
Sachkunde gemäß Abs. IV nachzuweisen.

Art. 44
Einrichtungen und Räume zum Ladenverkauf
Zu den §§ 6 und 7 MG und den §§ 18 Abs. 1 und 
19 AV.

(I) Für die Ladenräume des Milchgroß- und des 
Milchkleinhandels gelten die Vorschriften des § 18 
Abs. 1 AV und folgende Bestimmungen:

1. Der Ladenraum muß im Erdgeschoß gelegen 
sein; er muß in Gemeinden mit über 5000 Einwoh­
nern eine Größe von mindestens 12 qm, in son­
stigen Gemeinden von mindestens 8 qm haben; er 
muß mindestens 2,50 m hoch sein.

2. Die Wände müssen bis zu einer Höhe von 1,50 m 
mit hellem, abwaschbarem Anstrich oder Belag ver­
sehen sein.

3. Es muß ein genügend großer Eisschrank, Kühl­
raum oder ein Wasserbehälter mit Eis zum Kühl­
halten der Milch vorhanden sein, so daß die Wärme 
der Milch dauernd unter + 140 C bleibt.

4. Der Zugang zum Laden für die Kundschaft 
darf nicht durch einen bewohnten oder gewerblich 
benützten Raum und umgekehrt der Zugang zu die­
sem nicht vom Milchladen aus erfolgen; er muß 
stets rein gehalten werden.

5. Der Ladenraum darf für die Käufer keine Öff­
nung in einen bewohnten oder gewerblich oder 
sonstwie benutzten Raum besitzen. Auch darf die 
Abgabe der Milch durch ein Schalterfenster oder 
eine ähnliche Einrichtung nicht in einen solchen 
Raum erfolgen.

6. Als Nebenraum muß ein ebenerdiger Kannen- 
und Gerätewaschraum mit einwandfreiem, möglichst 
laufendem Wasser und mit einer Vorrichtung für 
Heißwasserbereitung zur Reinigung und Trocknung 
der Gegenstände vorhanden sein, die mit Milch in 
Berührung kommen (§ 19 Nr. 7 AV). Er muß in 
unmittelbarer Nähe des Milchverkaufsraumes liegen 
und muß mindestens 8 qm groß und 2,60 m hoch 
sein. Seine Wände müssen bis zu einer Höhe von 
1,50 m mit einem hellen, abwaschbaren Anstrich 
oder Belag versehen sein.

7. In ländlichen Gemeinden bis zu 1000 Einwoh­
ner, in denen bisher die Trinkmilchversorgung aus­
schließlich über behelfsmäßige Milchabgabestellen 
erfolgte, bedarf der für die Abgabe und Aufbewah­
rung von Trinkmilch bestimmte Raum, wenn er sich 
unmittelbar an einen Kolonialwarenladen ansgjiließt, 
oder in einen solchen eingebaut ist, keines eigenen 
Zuganges von der Straßenseite aus. Der Zugang 
durch das Lebensmittelgeschäft oder umgekehrt, ist 
gestattet. Die Mindestgröße des Milchabgaberaumes 
beträgt auch unter diesen Voraussetzungen 8 qm. 
Einrichtungen für das Kühlhalten der Milch auf 
einer Temperatur unter + 14 0 C müssen vorhanden 
sein. Bei kurzey täglicher Verkaufszeit kann die 
Kreisverwaltungsbehörde auch ausnahmsweise ge­
statten, daß der Verkaufsraum nach Abschluß der 
Verkaufszeit als Waschraum verwendet wird. Diese 
erleichterten Bedingungen entfallen, wenn der Um­
satz eines solchen Unternehmens die für den be­
treffenden Ort geltende Mindestmilchmenge erreicht; 
hierüber entscheidet die Kreisverwaltungsbehörde.
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8. Bei Neu- und Umbauten von Milchgeschäften 
sind die Baupläne vor Erholung der baupolizei­
lichen Genehmigung der zur Genehmigung der 
Milchabgabe zuständigen Stelle zur Vorprüfung 
vorzulegen.

(XI) Durch Orts- oder Kreisvorschrift können 
•weitergehende Anordnungen getroffen werden. Die 
Kreisverwaltungsbehörde kann in Einzelfällen nach 
Anhörung des Regierungsmolkereirats für die Er­
füllung der Vorschriften Fristen setzen.

(III) In dem Laden dürfen Milch und alle Milch­
erzeugnisse im Sinn des § 2 AV mit Einschluß von 
Butter, Butterschmalz, Käse, der unter Glasver­
schluß gehalten werden muß, Schmelzkäse sowie 
Zubereitungen, die unter hauptsächlicher Verwen­
dung von Milch oder Milcherzeugnissen hergestellt 
sind, feilgehalten werden.

Außerdem dürfen in dem Laden noch die Waren 
gelagert und feilgehalten werden, die in einer vom 
Staatsministerium im Einvernehmen mit dem Staats­
ministerium des Innern aufgestellten Liste nach Art 
und Menge bekanntgegeben werden. Diese Be­
schränkung gilt nicht für Einzelhandelsgeschäfte, 
die ausschließlich verkaufsfertig abgefüllte Milch 
gemäß § 33 Abs. 2 Satz 2 MFG abgeben.

Art. 45
Mindestmenge

(I) Die Kreisverwaltungsbehörde hat unter Beach­
tung des § 17 MG zu prüfen, ob der Antragsteller 
eine Mindestmenge nachzuweisen hat und ob zu 
erwarten ist, daß er die nachzuweisende Mindest­
menge in den Verkehr bringen wird. Die Mindest­
menge muß für jede Niederlassung oder Zweig­
stelle vorhanden sein.

(II) Die tägliche durchschnittliche Mindestmenge 
des Milchkleinhändlers muß in Gemeinden bis zu 
10 000 Einwohner wenigstens 120 Liter, in Gemein­
den mit mehr als 10 000 bis 40 000 Einwohner wenig­
stens 150 Liter, in Gemeinden mit mehr als 40 090 
bis 100 000 Einwohner wenigstens 200 Liter, mit 
mehr als 100 000 Einwohner wenigstens 250 Liter 
betragen.

(III) Wer nur Rahm, Magermilch, Molke, Butter­
milch, Sauermilch, Joghurt oder Kefir in den Ver­
kehr bringen will, hat nachzuweisen, daß die Menge 
dieser von ihm abzusetzenden Erzeugnisse der Trink- 
milchmindestmenge entspricht.

(IV) Der Milchgroßhändler hat bei Erteilung einer 
neuen Erlaubnis für die im Großhandel abgesetzte 
Trinkmilch die zehnfache Mindestmenge des Milch­
kleinhändlers nachzuweisen.

(V) Eine Mindestmenge entfällt bei ausschließ­
licher Abgabe von Flaschenmilch in Einzelhandels­
geschäften (§ 33 Abs. 2 Satz 2 MFG). Die übrigen 
Erfordernisse des § 14 Abs. 5 Nr. 1—5 MG sind auch 
in diesen Fällen entsprechend zu erfüllen.

Art. 46
Festsetzung der Mindestmenge

(I) Die Mindestmilchmenge (§ 14 Abs. 5 Nr. 6 MG) 
ist von der Kreisverwaltungsbehörde unter aus­
schließlicher- Berücksichtigung der an die Verbrau­
cher (§ 2 Abs. 1 und 2 MG) abgegebenen Milch 
(Trinkmilch) nach Anhörung des Regierungsmolkerei­
rats so festzusetzen, daß durch den Umsatz der Be­
triebe die Erfüllung der an ihre Einrichtung und 
Betriebsweise zu stellenden gesundheitlichen An­
forderungen gewährleistet ist. Soweit eine Mindest­
menge von der Kreisverwaltungsbehörde für eine 
Gemeinde nicht festgesetzt ist, gilt die der Ein­
wohnerzahl der Gemeinde nach Art. 45 Abs. II ent­
sprechende Menge Milch als Mindestmilchmenge der 
Gemeinde.

(II) Die Kreisverwaltungsbehörde kann in beson­
deren Einzelfällen mit gesonderter Verfügung die

allgemein vorgeschriebene Mindestmilchmenge wider­
ruflich herabsetzen, wenn ein dringendes Bedürfnis 
für ein neues Milchhandelsgeschäft besteht, aber 
nach den örtlichen Verhältnissen (z. B. in unaus- 
gebauten Ortsteilen, abgelegenen Siedlungen) die 
Erreichung der Mindestmilchmenge nicht möglich ist.

Ebenso kann sie die bisherige Mindestmilchmenge 
widerruflich belassen, wenn ein Geschäft innerhalb 
der gleichen Geschäftsgegend und unter Beibehal­
tung des bisherigen Kundenkreises verlegt und in­
folge der Verlegung die Erteilung einer neuen Er­
laubnis erforderlich wird.

Art. 47
Mindestmenge der Altunternehmen

(I) Inhaber von Unternehmen der im § 14 MG 
genannten Art, die das Unternehmen schon vor dem 
8. August 1930 betrieben haben, sind nach Art. 2 § 1 
der Verordnung über das Inkrafttreten des Milch­
gesetzes vom 15. Mai 1931 (RGBl. I S. 148) von der 
Erfüllung der Voraussetzung des § 14 Abs. 5 Nr. 6 
MG (Nachweis einer Mindestmenge) befreit.

(II) Für die Inhaber von Unternehmen zur Abgabe 
von Milch (§ 14 MG), die in der Zeit zwischen dem 
8. August 1930 und dem 31. Dezember 1931 erworben 
oder neu eröffnet worden sind, bleibt die zur Zeit 
des Erwerbs oder der Geschäftseröffnung festgesetzte 
Mindestmenge maßgebend.

(III) Für die Inhaber von Unternehmen zur Ab­
gabe von Milch, die in der Zeit bis zum 31. Dezem­
ber 1941 zum erstenmal durch Kauf, Tausch, ein 
anderes Rechtsgeschäft oder durch Erbgang dieses 
Unternehmen erworben haben, gilt die Mindest­
menge, die für den Rechtsvorgänger zur Zeit des Er­
werbs oder der Geschäftseröffnung maßgebend war, 
soweit diese Mindestmenge nicht über die gemäß 
Art. 45 festgesetzte hinausgeht.

Art. 48
Verkauf der Milch außerhalb der Läden
Zu § 11 MG und zu den §§ 22 und 30 Abs. 1 AV.

(I) Die Abgabe der gemäß Art. 22 MV bearbeiteten 
Milch an Verbraucher ist — unbeschadet des § 19 
MG — an öffentlichen Orten, insbesondere auf Märk­
ten, Plätzen und Straßen von umschlossenen, festen 
oder fahrbaren Abgabestellen aus zulässig:
1. in geschlossenen Gefäßen oder Behältnissen zur 

verkaufsfertigen Abgabe an die Verbraucher, die 
in einem Abfüllbetrieb (Art. 20 Abs. IV MV — 
Originalabfüllung der Molkerei mit anerkannten 
Verschlüssen oder verlorenen Packungen) abge­
füllt wurden;

2. aus geschlossenen Behältnissen, die in einer Be­
triebsstätte (§11 Abs. 3 MG) zur Abgabe an die 
Verbraucher gefüllt wurden, wenn die Abgabe­
behältnisse mit einer selbsttätigen Abmeß- und 
Ausflußvorrichtung versehen und innerhalb der 
Abgabestelle so aufgestellt oder angebracht sind, 
daß eine Verunreinigung der Milch und der Ab­
füllvorrichtung während der Fahrt sowie bei der 
Abgabe nicht eintreten kann.
(II) Die Abgabe bedarf der Genehmigung der 

Kreisverwaltungsbehörde. Der Regierungsmolkerei­
rat ist dazu zu hören. Die Genehmigung kann wider­
ruflich, befristet oder mit Auflagen erteilt werden. 
Sie setzt voraus, daß die Abgabestelle mit einer 
Kühlhaiteeinrichtung ausgestattet ist, die sichert, daß 
die Temperatur der Milch bei der Abgabe plus 14° C 
nicht überschreitet. Bei der Genehmigung ist § 11 
Abs. 3 MG zu beachten.

(III) Die Genehmigung ist in den Fällen des Abs. I 
Nr. 2 daran gebunden, daß besondere örtliche Ver­
hältnisse (vorübergehende Veranstaltungen, Versor­
gung abseitiger aufgelockerter Wohngebiete usw.) 
gegeben sind; ein bestimmter Absatzbereich ist dabei 
festzulegen. Die geschlossenen Gefäße, Behältnisse
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und selbsttätigen Abmeßvorrichtungen müssen durch 
ein Prüfungsamt für milchwirtschaftliche Maschinen 
und Geräte geprüft und als den Vorschriften des 
§ 22 AV entsprechend begutachtet sein.

(IV) Die Abgabe ist regelmäßig nur gestattet, wenn 
der Berechtigte zum Milchhandel von einer festen 
Betriebsstätte aus zugelassen ist, die in jeder Weise, 
insbesondere hinsichtlich der Raum-, Wasch- und 
Reinigungsanlagen, den gesetzlichen Bedingungen 
entspricht und der Wagenladen von dieser Betriebs­
stätte aus eingesetzt wird. Ausnahmen können mit 
Zustimmung der Regierung zugelassen werden.

(V) Eine Zustellung von Milch an den Verbrau­
cher ist nur für molkereimäßig in Abfüllbetrieben 
(Art. 20 Abs. IV MV) in Flaschen oder verlorenen 
Packungen abgefüllte Milch zulässig.

(VI) Die Unternehmer dürfen die Milch nur durch 
Personen abgeben oder austragen lassen, die — 
von Aushilfen abgesehen — sich in häuslicher Ge­
meinschaft mit ihnen befinden oder als Angestellte 
in einem dauernden Dienstverhältnis stehen und 
nur als Beauftragte für Rechnung des Unterneh­
mers tätig sind. Art. 43 Abs. I Nr. 4 MV findet auf 
diese Hilfskräfte Anwendung. Die Kreisverwal­
tungsbehörde kann voi schreiben, daß solche Per­
sonen bei der Abgabe von Milch außerhalb der Lä­
den im Besitze eines Ausweises der für den Ort 
der Abgabe zuständigen Polizeibehörde sein müssen.

Abschnitt VII

Überwachung des Verkehrs mit Milch
Art. 49

Zu § 43 MG.
(I) Die Überwachung des Vollzugs obliegt neben 

den Vollzugsbehörden (Kreisverwaltungsbehörden) 
auch den Regierungsmolkereiräten, den Gesund­
heitsämtern, den Regierungsveterinärräten, den 
Milchwirtschaftlichen Untersuchungsanstalten und 
öffentlichen Untersuchungsanstalten für Lebens­
mittel sowie den sonstigen mit der Lebensmittel­
überwachung betrauten Stellen. Sie sind auch be­
rechtigt, hiezu die Betriebe zu betreten und die er­
forderlichen Proben kostenlos zu entnehmen.

(II) Für die Überwachung des Verkehrs mit Milch 
außerhalb der Gewinnungsstätte bleiben gesonderte 
Vorschriften Vorbehalten.

(III) Bis zum Erlaß weiterer Vorschriften bleibt 
die der Ministerialentschließung vom 24. Dezember 
1912 beigegebene Anweisung B — MAB1. 1913 
S. 57 — in Geltung.

Für die Überwachung gilt die MBek. über die 
Durchführung des Lebensmittelgesetzes vom 22. 10. 
1938 (GVB1. S. 137 Anl. 2 und 3) und die weiter 
hiezu ergangenen Weisungen.

Abschnitt VIII 
Strafbestimmungen

Art. 50
(I) Wer den Vorschriften der Art. 5, 10, 11, 13, 20. 

21. 22, 27, 28, 30, 41, 43, 44 Abs. III, 48 MV oder 
einer auf Grund dieser Verordnung erlassenen 
orts- oder kreispolizeilichen Vorschrift vorsätzlich 
zuwiderhandelt, wird, soweit nicht andere Vor­
schriften eine schwerere Strafe androhen, mit Ge­
fängnis bis zu 3 Monaten und mit Geldstrafe oder 
mit einer dieser Strafen bestraft.

(II) Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich
1. entgegen einem Verbot der Kreisverwaltungs­

behörde (Art. 5 Abs. II Satz 1 und Art. 16 MV)
Personen, bei denen Erscheinungen im Sinn des
§ 13 Abs. 1 MG bestehen, bei der Gewinnung

der Milch oder sonst im Verkehr mit Milch ver­
wendet;

2. entgegen einem Verbot der Kreisverwaltungs­
behörde (Art. 5 Abs. II Satz 1 und Art. 16 MV) 
oder ohne ihre Genehmigung (Art. 5 Abs. III MV) 
bei der Gewinnung der Milch oder sonst im Ver­
kehr mit Milch tätig ist;

3. entgegen einem Verbot der Kreisverwaltungs­
behörde (Art. 5 Abs. IV MV) Milch in Verkehr 
bringt;

4. entgegen den Bestimmungen der 8. AV nicht zu­
gelassene Personen beschäftigt oder wer als An­
gestellter, entgegen diesem Verbot tätig ist;

5. den Bestimmungen der Art. 22 — 27 MV zuwi­
derhandelt.

Abschnitt IX
Übergangs- und Schlußbestimmungen

Art. 51
Waschraum bei bestehenden Milchgeschäften

Kann für ein bestehendes Milchgeschäft, das alle 
übrigen Anforderungen der Art. 43 bis 45 MV er­
füllt. als Nebenraum ein ebenerdiger Waschraum 
nach Art. 44 Abs. I Nr. 6 MV nicht geschaffen wer­
den, so kann die Genehmigungsbehörde mit Zu­
stimmung des Regierungsmolkereirates als Kannen- 
und Gerätewaschraum ausnahmsweise einen nicht 
ebenerdigen Raum unter der Voraussetzung zu­
lassen. daß
1. der Raum sich in nächster Nähe des Ladenraums 

befindet,
2. keine unmittelbare Verbindung mit anderen Kel­

lerräumen vorhanden ist,
3. der Raum eine Bodenfläche von mindestens 12 qm 

und eine Höhe von 2,50 m aufweist,
4. die Decke mindestens 1,30, der Scheitel der Fen­

steröffnung mindestens 1 m über dem umgeben­
den Erdreich liegt, wobei das Fenster mindestens 
1,30 m hoch und 1,20 m breit sein muß,

5. vor dem Fenster ein Lichtschacht angelegt ist, 
der die Breite des Fensters und die Unterkante 
unter der Erdoberfläche um mindestens 0,20 m 
überschreitet und einen lichten Mauerabstand 
von mindestens 0,50 m hat.

Art. 52
Gebührenpflicht

Das Verfahren der Behörden in den Angelegen­
heiten des Milchgesetzes und seiner Ausführungs­
vorschriften unterliegt der Gebührenpflicht nach 
Maßgabe des Kostengesetzes.

Anlage 1 zu Art. 13 Abs. II MV 
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Anlage 2 zu Art. 44 Abs. III MV 
Liste

der zum Verkauf in Milchläden zugelassenen Waren:
1. Speisefette, Speiseöle (in Flaschen, Dosen oder 

aus geschlossenen Verkaufsabfülleinrichtungen 
sowie Verkaufsflaschen mit Auslaufhahnen),

2. Brot (in jeder Form, auch bearbeitet),
3. Zwieback, Pumpernickel, Lebkuchen, Keks, Tee­

gebäck und Dauerbackwaren — keine Konditorei­
waren — (auch unverpackt aus geschlossenen 
Firmenverkaufsbehältern),

4. Kindernährmittel (auf Milch- und Getreide­
grundlage),

5. Mehle, Teigwaren, Haferflocken, Reis, Grieß,
6. Suppeneinlagen und kochfertige Suppen (nicht 

in Pasten und flüssiger Form sowie flüssige Sup­
penwürze und Fleischbrühwürfel),

7. Trockenhefe, Puddingpulver, Backpulver, Vanille­
zucker (unter Glasverschluß),

8. Honig und Fenchelhonig (im Glas) — nicht Kunst­
honig —,

9. Marmelade und Obstgelee (im Glas),
10. Kakao, Schokolade; sowie Kaffee und Tee in 

Kleinpackungen,
11. Eiscreme, Rahmeis und Milcheis,
12. Eier (ausgepackt), Trockenei.

Bei den Waren Ziffer 3—10 ist der Verkauf nur in 
verkaufsfertigen Fabrik- und Großhandelspackun­
gen zulässig. Die Verpackung muß für den Inhalt 
körperdicht und geruchsicher sein.

Gebührenordnung
für Schuldbucheintragungen über 

Ausgleichsforderungen 
Vom 7. Januar 1955

Auf Grund des Artikel 3 Abs. 4 des Gesetzes über 
das Staatsschuldbuch des Freistaates Bayern (Staats­
schuldbuchgesetz) vom 8. November 1954 (GVB1.
S. 291) wird verordnet:

§ 1
(1) Für Schuldbucheintragungen, die Ausgleichs­

forderungen betreffen, werden Gebühren nach Maß­
gabe dieser Gebührenordnung erhoben.

(2) Auslagen, die bei solchen Schuldbucheintra­
gungen anfallen, sind nicht zu erstatten.

§ 2
Die Gebühr beträgt:

1. für die Eintragung der Abtretung einer Aus­
gleichsforderung 0,50 DM je angefangene 1000 DM 
Kapitalnennbetrag, mindestens jedoch 5 DM;

2. für die Eintragung des Pfandrechts an einer Aus­
gleichsforderung 0,25 DM für je angefangene 
1000 DM Kapitalnennbetrag, mindestens jedoch 
5 DM;

3. für die Eintragung des Nießbrauchs an einer 
Ausgleichsforderung 0,50 DM für je angefangene 
100 DM Jahreszinsen aus der Ausgleichsforderung, 
mindestens jedoch 5 DM;

4. für die Eintragung anderer Verfügungsbeschrän­
kungen, eines Bevollmächtigten oder einer zwei­
ten Person Und sonstiger Vermerke eines Berech­
tigten 5 DM;

5. für die Löschung oder Teillöschung eines Pfand­
rechts oder Nießbrauchs und die Löschung oder

Änderung eines sonstigen auf Antrag eines Be­
rechtigten eingetragenen Vermerks die Hälfte 
der Eintragungsgebühr, mindestens jedoch 5 DM;

6. für die Niederschrift eines Antrags 3 DM;
7. für die Erteilung einer beglaubigten Abschrift je 

Seite 0,50 DM, jedodi mindestens 3 DM.

§ 3
Gebührenfrei sind:

1. die von Amts wegen vorzunehmende erstmalige 
Eintragung der Ausgleichsforderung und ihre 
Berichtigungen;

2. die Einsicht in das Staatsschuldbuch durch die 
dazu Berechtigten.

§ 4
(1) Gebührenschuldner ist der Antragsteller.
(2) Außerdem schuldet die Gebühr

1. bei der Abtretung der Abtretende,
2. bei der Verpfändung der Verpfänder,
3. bei der Bestellung eines Nießbrauchs der Besteller.

§ 5
(1) Von der Zahlung der Gebühren sind befreit:

1. die Bank deutscher Länder,
2. die Landeszentralbank von Bayern,
3. die Landeszentralbanken der übrigen Länder des 

Bundesgebietes, soweit die Gegenseitigkeit ge­
währleistet ist,

4. die Bayerische Landesanstalt für Aufbaufinan­
zierung.

(2) Dies gilt nicht für Eintragungen, die nicht auf 
Grund von überwiegend im öffentlichen Interesse 
erfolgten Rechtshandlungen vorgenommen werden.

§ 0
(1) die Gebühr wird mit Beendigung der Amts­

handlung fällig.
(2) Die Gebühr ist binnen einer Woche nach Er­

halt der Zahlungsaufforderung bei der Amtskasse 
der Staatsschuldenverwaltung einzuzahlen.

(3) Der Gebührenschuldner soll bei Antragstellung 
einen Vorschuß in Höhe der voraussichtlichen Gebühr 
bezahlen.

(4) Gegen die Gebührenfestsetzung kann binnen 
zwei Wochen nach Zugang Beschwerde an das 
Staatsministerium der Finanzen eingelegt wer­
den. Die Beschwerde ist bei der Staatsschulden­
verwaltung einzureichen. Sie hat aufschiebende 
Wirkung.

§ 7
(1) Im übrigen gelten die Vorschriften des Kosten­

gesetzes vom 16. Februar 1921 (GVB1. S. 134) und 
der Kostenverwaltungsordnung vom 25. April 1939 
(GVB1. S. 123).

(2) Ein Zuschlag nach § 9 des Gesetzes über Maß­
nahmen auf dem Gebiete des Kostenwesens vom 
9. Juli 1949 (GVB1. S. 181) wird neben den Gebühren 
nach § 2 dieser Verordnung nicht erhoben.

§ 8
Diese Verordnung tritt am 15. Januar 1955 in 

Kraft.

München, den 7. Januar 1955

Bayer. Staatsministerium der Finanzen
Z i e t s c h, Staatsminister
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